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Kreis Lippe 
 
485 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Kreis Lippe und der Stadt Lage zur 
Wahrnehmung der Aufgaben der örtlichen 
Rechnungsprüfung 

 
Auf die im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 19. Dezember 2011, Nr. 279 (ABl.Reg.Dt. 
2011, S. 298), bekanntgemachte öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-
Straße 5 in 32756 Detmold, vertreten durch den Landrat 
und der Stadt Lage, Lange Straße 67 in 32791 Lage, ver-
treten durch den Bürgermeister, zur Wahrnehmung der 
Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung der Stadt Lage 
durch den Kreis Lippe wird gem. 20 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 
11 GkG NRW hingewiesen.  
 
Detmold, den 21.12.2011 
 
Kreis Lippe Stadt Lage 
Der Landrat Der Bürgermeister 
9.2 Revision/Recht 
Im Auftrag 
 
 
Wolf-Hegerbekermeier Liebrecht 
 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
486 Anpassung der Preise und der Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen der Jugend- und Gäs-
tehäuser auf Langeoog und Norderney 

 
Der Bildungs-, Sport- und Betriebsausschuss hat in seiner 
Sitzung am 23.11.2011 gem. § 3 Absatz 4 Buchstabe b der 
Betriebssatzung für den Eigenbetrieb "Schulen des Kreises 
Lippe" vom 21.12.2009 i. V. m. der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KrO) und der Eigenbetriebs-
verordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO 
NRW) in der z. Z. geltenden Fassung  
 
1. für Unterkunft und Verpflegung in den Jugend- und 
Gästehäusern des Kreises Lippe auf Langeoog und 
Norderney (Aufenthalte ab dem 01.01.2012 - Neuverträ-
ge) die folgenden Preise festgelegt:  
 
1.1 Preise in den Jugend- und Gästehäusern 
 
Übernachtung* 
pro Gast 

Gruppenhaus Appart. 
(La) 

Gästehaus (No) 

nach Alter Voll-
verpfl. 

nur Fr. nur Fr. Vollverpfl. nur Fr. 

Kleinkinder bis 2 
J. (in Begleitung 
eines Familien-
mitglieds):  

frei frei frei frei frei 

Kinder von 2  
bis unter 6 Jah-
re:  

20,00 € 19,50 € 19,50 € 23,00 € 22,50 € 

Kinder/ Jugend-
liche  
von 6 bis unter 
18 Jahre:  

26,50 € 21,50 € 
 

24,00 € 
 

33,50 € 
 

28,50 € 
 

Erwachsene =  
über 18 Jahre: 

31,00 € 
(La) 
35,00 € 
(No) 

25,00 € 
(La) 
29,00 € 
(No) 

29,50 € 42,00 € 36,50 € 

 
* um 5 % reduziert vom 01.11. bis 14.03 des Jahres ohne 
letzte und erste Kalenderwoche 

 
Erläuterungen: 

• La: Jugend- und Gästehaus Lemgo auf Langeoog 

• No: Jugend- und Gästehaus Detmold auf Norderney 

• Gruppenhaus: idR. Unterbringung in Mehrbettzimmern 
mit Stockbetten (auf Norderney alle Zimmer mit eige-
nem Bad) 

• Appart.: Unterbringung in separaten Doppelzimmern 
mit eigenem Bad, kleiner Küche und Sitzgelegenheit 
innen/außen sowie Sat-TV 

• Gästehaus: Unterbringung idR. in Doppelzimmern mit 
eigenem Bad, Sat-TV und meist Balkon (separates 
Gebäude) 

• Vollverpfl.: drei Mahlzeiten pro Tag, davon eine warm 
Mahlzeit 

• Fr.: erweitertes Frühstück/-sbuffet 
 
Die o. g. Preise beinhalten die gebuchte Unterbringung 
inkl. Bettwäsche, Verpflegung und  ausgewählter Getränke 
(Wasser bzw. Kaffee/Tee) zu den Mahlzeiten. Für gebuch-
te, aber nicht eingenommene Mahlzeiten erfolgt kein Preis-
nachlass.  
 
Besondere Leistungen (Bustransfer, Wattwanderung, Fahr-
rad- oder Strandkorbverleih, Waschmaschinennutzung 
etc.) werden auf Anfrage angeboten und gesondert in 
Rechnung gestellt. 
 
Die auf 2 Erwachsene und 2 Kinder ausgelegte Ferien-
wohnung kostet pro Tag 80,00 €* bei Belegung für mindes-
tens 5 Tage; bei einer Belegung von 3 oder 4 Tagen wird 
eine einmalige Sonderreinigungspauschale von 30,00 € 
erhoben. Der o. g. Tagespreis reduziert sich um 10,00 € 
vom 01.11. bis 14.03 des Jahres ohne letzte und erste Ka-
lenderwoche; abweichende Regelungen bei Belegung nur 
mit Erwachsenen sind möglich. 
 
1.2 Aufschläge 
 
Die allgemeinen Preise sind auf der Basis einer möglichst 
durchgängigen Belegung der Doppel- bzw. Mehrbettzim-
mer über mehrere Tage kalkuliert. Die Nutzung als Einzel-
zimmer ist daher nur in Ausnahmefällen möglich und idR. 
mit Aufschlägen verbunden. Entsprechendes gilt für den 
Fall, dass Gäste nur eine Übernachtung buchen.  
 
Es werden folgende Aufschläge festgelegt (auch in Kombi-
nation möglich): 
 
Pro Gast und Übern.: Langeoog Norderney 

bei Minderbelegung  
(max. 2-fach) 

5,00 € 7,50 € (Gruppenhäuser) bzw.  
15,00 € (Gästehaus) 

bei Einzelübernachtung 15,00 € 15,00 € 

 
1.3 Sonderkonditionen im Einzelfall 
 
Abweichend von den oben genannten Preisen können im 
Rahmen des Buchungsmanagements je nach Bedarf be-
sondere Preise bzw. Pauschalen angeboten werden.  
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2. die Allgemeinen Geschäftsbedingungen für die Ju-
gend- und Gästehäuser des Kreises Lippe auf Lange-
oog und Norderney wie folgt geändert: 
 
Im Satz 1 wurde das Wort „vier“ durch das Wort „acht“ er-
setzt. Im Satz 2 wird „13,50 €“ ersetzt durch „50 % des im 
Beherbergungsvertrag vereinbarten Tagessatzes“. 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Otto 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
487 Abschließender Prüfungsvermerk der Ge-

meindeprüfungsanstalt (GPA) Nordrhein-
Westfalen für den Eigenbetrieb Schulen des 
Kreises Lippe für das Geschäftsjahr 2010 

 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 17.10.2011 den 
Jahresabschluss festgestellt und über die Verwendung des 
Fehlbetrages wie folgt beschlossen: 
 
" Der Jahresfehlbetrag von 329.393,51 Euro wird auf neue 

Rechnung vorgetragen." 
 
Der Jahresabschluss 2010 wird im Internet auf der Home-
page des Kreises Lippe unter www.kreis-lippe.de (Konzern 
Kreis Lippe/Sondervermögen/Eigenbetrieb Schulen) veröf-
fentlicht. Zusätzlich wird der Jahresabschluss 2010 bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Kreis-
haus, Ebene 4, Zimmer 452 (Büro Parsons/Koch), zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der GPA in Herne über die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Eigenbetrieb Schulen des 
Kreises Lippe. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2010 hat sie sich der Concunia GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Münster, bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 18.07.2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Schulen des Kreises 
Lippe" für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2010 bis 31. 
Dezember 2010 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung dieser Unterlagen nach den handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen der Sat-
zung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Schulen des Kreises 
Lippe". Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung sowie 
über den Lagebericht abzugeben. 
 

 
Wir haben unsere Prüfungen nach § 106 GO NRW und 
nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Schulen des Kreises 
Lippe" sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Schulen des Kreises 
Lippe" sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung „Schulen des Kreises Lippe". Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Schulen 
des Kreises Lippe" und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Concunia 
GmbH Wirtschaftsprüfungs-gesellschaft ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 12.11.2011 
 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
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Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 26 (3) der 
Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) sowie § 3 (5) 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen (JAP DVO) bekannt gemacht.   
 
Detmold, den 16.11.2011    
 
 
Klaus Kuhlmann  
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
488 Abschließender Prüfungsvermerk der Ge-

meindeprüfungsanstalt (GPA) Nordrhein-
Westfalen für den Eigenbetrieb Straßen des 
Kreises Lippe für das Geschäftsjahr 2010 

 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 17.10.2011 den 
Jahresabschluss festgestellt und über die Verwendung des 
Fehlbetrages wie folgt beschlossen: 
 
" Der Jahresfehlbetrag (von 1.655.570,92 Euro) wird auf 

neue Rechnung vorgetragen." 
 
Der Jahresabschluss 2010 wird im Internet auf der Home-
page des Kreises Lippe unter www.kreis-lippe.de (Konzern 
Kreis Lippe/Sondervermögen/Eigenbetrieb Straßen) veröf-
fentlicht. Zusätzlich wird der Jahresabschluss 2010 bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Kreis-
haus, Ebene 4, Zimmer 452 (Büro Parsons/Koch), zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der GPA in Herne über die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Eigenbetrieb Straßen des 
Kreises Lippe. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2010 hat sie sich der Concunia GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Münster, bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 11.07.2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Eigenbetrieb Straßen 
für das Wirtschaftsjahr vom       1. Januar 2010 bis 31. De-
zember 2010 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung 
dieser Unterlagen nach den handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung lie-
gen in der Verantwortung der Betriebsleitung der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung Eigenbetrieb Straßen. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung sowie über den La-
gebericht abzugeben. 
 
 
 

 
Wir haben unsere Prüfungen nach § 106 GO NRW und 
nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Eigenbetrieb Straßen 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung Eigenbetrieb Straße sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung Eigenbetrieb Straßen. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Eigenbe-
trieb Straßen und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Concunia 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 12.11.2011 
 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
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Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 26 (3) der 
Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) sowie § 3 (5) 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen (JAP DVO) bekannt gemacht.   
 
Detmold, den 16.11.2011    
 
 
August Tölle  
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
489 Abschließender Prüfungsvermerk der Ge-

meindeprüfungsanstalt (GPA) Nordrhein-
Westfalen für den Eigenbetrieb Seniorenein-
richtungen des Kreises Lippe für das Ge-
schäftsjahr 2010 

 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 17.10.2011 den 
Jahresabschluss festgestellt und über die Verwendung des 
Fehlbetrages wie folgt beschlossen: 
 

"Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 674.042,43 € so-
wie die aufgelaufenen Verlustvorträge des Eigenbe-
triebes der Jahre 2006 – 2009 werden im Rahmen 
des Beschlusses über die Auflösung des Eigenbe-
triebs und die Übertragung des Vermögens zum 
01.01.2011 entsprechend verwendet. Auf den Be-
schlussvorschlag insbesondere den Betriebsübertra-
gungsvertrag wird verwiesen." 

 
Der Jahresabschluss 2010 wird im Internet auf der Home-
page des Kreises Lippe unter www.kreis-lippe.de (Konzern 
Kreis Lippe/Sondervermögen/Eigenbetrieb Seniorenein-
richtungen) veröffentlicht. Zusätzlich wird der Jahresab-
schluss 2010 für die Dauer eines Jahres im Kreishaus, E-
bene 4, Zimmer 452 (Büro Parsons/Koch), zur Einsicht-
nahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der GPA in Herne über die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Eigenbetrieb Senioreneinrich-
tungen des Kreises Lippe. Zur Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung zum 31.12.2010 hat sie sich der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Beratungs- und Prüfungsge-
sellschaft BPG mbH, Münster, bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 18.07.2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung "Senioreneinrichtungen des 
Kreises Lippe", Detmold, für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundla-
ge der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unse-
re Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 
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Ohne unsere Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf 
die Ausführungen im Lagebericht hin. Dort ist in Abschnitt 
III. 1. ausgeführt, dass bestandsgefährdende Risiken nach 
heutigem Kenntnisstand dann entstehen, wenn auf der Ba-
sis der Grundsatzentscheidungen des Kostenträgers die 
entsprechenden Konsolidierungsmaßnahmen zur struktu-
rellen Reorganisation sowie strategischen Neuausrichtung 
nicht zeitnah und konsequent umgesetzt werden, Im Ab-
schnitt III. 4. c) ist weiterhin ausgeführt, dass die Liquidi-
tätslage des Eigenbetriebs seit Jahren sehr angespannt ist. 
Die Zahlungsfähigkeit war nur durch Inanspruchnahme von 
Kontokorrentkrediten gegeben.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Beratungs- und Prüfungsgesellschaft 
BPG mbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 12.11.2011 
 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 26 (3) der 
Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) sowie § 3 (5) 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen (JAP DVO) bekannt gemacht.   
 
Detmold, den 16.11.2011    
 
 
Schwarze 
Betriebsleiter 

Kr.BL Lippe 27.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
490 Änderung der Satzung des Zweckverbandes 

Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
Westfalen-Lippe 

 
Auf die im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 17. Oktober 2011, Nr. 42 (ABl.Reg.Dt. 
2011, S. 246), bekanntgemachte Änderung der Satzung 
des Zweckverbandes Studieninstitut für kommunale Ver-
waltung Westfalen-Lippe wird gem. 20 Abs. 4 i.V.m. § 11 
GkG hingewiesen.  
 
Detmold, den 6.12.2011 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Beteiligungsverwaltung 
Im Auftrag 
 
 
R. Held 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
491 10. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe  
 
Die 10. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe findet am 
 

Mittwoch, den 18.01.2012, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Sitzungszimmer Kaunas, Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 12.12.2011 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Dieter Hagedorn 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
492 Gebührensatzung für den Rettungsdienst im 

Kreis Lippe vom 14.12.2011 
 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KrO NRW) vom 14.07.1994 (GV NW S. 
646), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW)  vom 
21.10.1969 (GV NW S. 712) der §§ 2, 14 und 15 des Ge-
setzes über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung 
und den Krankentransport durch Unternehmen (RettG 
NRW) vom 24.11.1992 (GV. NRW S. 458) , jeweils in der 
bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung, hat der 
Kreistag des Kreises Lippe in seiner Sitzung vom 
12.12.2011 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 

Träger des Rettungsdienstes 
 

1)  Der Kreis Lippe ist nach dem Gesetz über den Ret-
tungsdienst sowie die Notfallrettung und den Kran-
kentransport durch Unternehmen (RettG NRW) vom 
24.11.1992 Träger des Rettungsdienstes. Er unterhält 
zu diesem Zweck eine Feuerschutz- und Rettungs-
leitstelle in Lemgo, Rettungswachen in Bad Salzuflen, 
Barntrup-Alverdissen, Blomberg, Bad Meinberg, Kal-
letal-Hohenhausen, Lage, Lemgo, Lemgo-Lieme, 
Lügde-Elbrinxen und Oerlinghausen sowie Standorte 
für Notarzteinsatzfahrzeuge in Detmold, Lemgo und 
Bad Salzuflen. 

 
2) Die Stadt Detmold betreibt eine Rettungswache in ei-

gener Trägerschaft.  
 
3) Personen, die im Kreis Lippe verunglücken oder er-

kranken, sind berechtigt, den Rettungsdienst im 
Rahmen der verfügbaren Krankentransport- und Ret-
tungsfahrzeuge in Anspruch zu nehmen. 

 
§ 2 

Aufgaben des Rettungsdienstes 
 

1) Aufgabe des Rettungsdienstes ist es, bei Notfallpati-
enten lebensrettende Maßnahmen am Notfallort 
durchzuführen, deren Transportfähigkeit herzustellen 
und sie unter Aufrechterhaltung der Transportfähigkeit 
und Vermeidung weiterer Schäden in ein für die wei-
tere Versorgung geeignetes Krankenhaus zu beför-
dern; hierbei gilt grundsätzlich das Recht auf freie 
Krankenhauswahl. Notfallpatienten sind Personen, 
die sich infolge Verletzung, Krankheit oder sonstiger 
Umstände entweder in Lebensgefahr befinden oder 
bei denen schwere gesundheitliche Schäden zu be-
fürchten sind, wenn sie nicht unverzüglich medizini-
sche Hilfe erhalten. 

 
2) Weiterhin ist es Aufgabe des Rettungsdienstes, kran-

ken, verletzten oder sonstigen hilfsbedürftigen Perso-
nen, die keine Notfallpatienten sind, fachgerechte Hil-
fe zu leisten und sie unter Betreuung zu befördern. 

 
3) Notfallpatienten haben Vorrang. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

Gebühren 
 
1) Für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes wer-

den folgende Gebühren erhoben: 
1.1) Notarzteinsatzfahrzeug  

1.1.1) Grundgebühr  208,- € 
1.1.2)  Gebühr für den Notarzt 167,- € 
1.1.3) Gebühr je Einsatzkilome-

ter (ab dem 76. km)  
2,- € 

  
1.2) Rettungstransportwagen mit Sonderausstat-

tung  
1.2.1)  Grundgebühr  709,- € 
1.2.2)  Gebühr für den Verle-

gearzt – je angefangene 
1,5 Stunden  

135,- € 

1.1.3) Gebühr je Einsatzkilome-
ter (ab dem 1. km)  

2,- € 

 
1.3) Rettungstransportwagen  

1.3.1) Grundgebühr  474,- € 
1.3.2) Gebühr je Einsatzkilome-

ter (ab dem 76. km)  
2,- € 

 
1.4) Krankentransportwagen   

1.4.1) Grundgebühr  127,- € 
1.4.2) Gebühr je Einsatzkilome-

ter (ab dem 76. km) 
2,- € 

  
 
2) Für die Disposition von Rettungsdiensteinsätzen der 

Stadt Detmold werden Leitstellengebühren in Höhe 
von 39,- € pro Einsatz erhoben. Die Stadt Detmold 
macht diese Gebühren über ihre Gebührensatzung 
geltend und leitet die Gelder an den Kreis Lippe wei-
ter (durchlaufende Gelder bei der Stadt Detmold). 
 

3) Die gefahrenen Kilometer werden für die gesamte 
Fahrstrecke (Anfahrt, Transportfahrt und Rückfahrt) 
berechnet (Einsatzkilometer). Mit Ausnahme der Ziffer 
1.1.3 (Berechnung der Gebühr ab dem 1. Kilometer 
beim RTW mit Sonderausstattung) sind jeweils 75 km 
in der Grundgebühr inbegriffen. Erst ab dem 76. km 
wird eine Kilometergebühr berechnet.  

 
4) Für Begleitpersonen (Verwandte, Pflegepersonal 

usw.) werden keine Entgelte erhoben. 
 
5) Im Fall missbräuchlicher Bestellung des Rettungs-

dienstes ist der Verursacher gebührenpflichtig. Er hat 
die 3-fache Gebühr des jeweiligen Rettungsmittels zu 
zahlen. 

 
6) Beim Transport mehrerer Personen wird die fällige 

Gebühr auf die Personen gleichmäßig aufgeteilt. 
 
7) Die Durchführung eines Transportes außerhalb des 

Kreisgebietes kann von der Leistung eines angemes-
senen Gebührenvorschusses oder einer angemesse-
nen Sicherheit für die anfallende Gebühr abhängig 
gemacht werden. 

 
8) Bei einem Einsatz mehrerer Komponenten (z.B. NEF 

und RTW) werden die Gebühren für diese jeweils ein-
zeln berechnet. 
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9) Nachgewiesene Auslagen, die nicht bereits in die Ge-

bühr einbezogen sind und im Zusammenhang mit der 
Durchführung eines Einsatzes stehen, hat der Gebüh-
renschuldner zu ersetzen. 

 
10) Die Notwendigkeit eines Rettungsdiensteinsatzes ist 

im Regelfall durch Vorlage einer ärztlichen Bescheini-
gung nachzuweisen. 

 
11) Sanitätsdienste und andere Hilfeleistungen werden 

nach Aufwand berechnet und sind im Vorfeld mit dem 
Kreis Lippe auszuhandeln. 
 

§ 4 
Gebührengläubiger und -schuldner 

 
1) Gebührengläubiger ist der Kreis Lippe 
 
2) Zur Zahlung der Gebühren sind verpflichtet: 

2.1) wer den Rettungsdienst in Anspruch genom-
men hat oder 

2.2) wer durch sein Verhalten oder seinen körperli-
chen Zustand den Einsatz des Rettungsdiens-
tes veranlasst oder  

2.3) wer aufgrund gesetzlicher oder sonstiger Ver-
pflichtungen für die unter 1. oder 2. fallenden 
Personen zu haften bzw. aufzukommen hat. 

 
3) Die Gebühren werden, soweit der Kreis Lippe sich 

dies nicht teilweise oder insgesamt selbst vorbehält, 
über die Leistungsträger geltend gemacht. 

 
§ 5 

Entstehen und Fälligkeit 
 
1) Die Gebühr entsteht, sobald das für den Einsatz fest-

gelegte Rettungsmittel am Einsatzort eintrifft und die 
Besatzung mit der Behandlung beginnt, bzw. eine an-
dere Leistung nach dieser Satzung erbracht wird. 
Rechtsgrundlage ist die angeforderte Leistung, nicht 
deren Erfolg. Davon ausgenommen sind Fälle, in de-
nen aus Billigkeitsgründen auf die Berechnung ver-
zichtet wird. 

 
2) Die Gebühr entsteht im Einzelfall auch bei einer um-

fangreichen Behandlung im RTW oder durch den 
Notarzt, soweit diese über eine kurze Untersuchung, 
Diagnose, Medikamentengabe oder Beratung des Pa-
tienten hinausgeht, unabhängig davon, ob der Patient 
im Anschluss transportiert wird. Bei diesen Einsätzen 
handelt es sich nicht um Fehleinsätze. 

 
3) Die Gebühr wird mit der Zustellung der Gebühren-

rechnung fällig. Sie ist spätestens 3 Wochen nach 
Zustellung zu zahlen. 

 
4) Bei gesetzlich Versicherten kann die Abrechnung mit 

der Krankenkasse unmittelbar erfolgen. Der Gebüh-
renschuldner bleibt solange verpflichtet, bis die Ge-
bühr entrichtet wurde. 

 
§ 6 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.04.2012 in Kraft. Die Satzung 
vom 15.12.2008 tritt mit Ablauf des 31.03.2012 außer Kraft. 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Gebührensatzung für den Rettungsdienst 
und Krankentransport im Kreis Lippe vom 14.12.2011 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c)  der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-

standet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber dem 

Kreis vorher gerügt und damit die verletzte Rechtsvor-
schrift bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Detmold, den 14.12.2011 
 
 
Friedel Heuwinkel 
Landrat 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
493 Jägerprüfung 2012 
 
Die Jägerprüfung 2012 wird beim Kreis Lippe - Untere 
Jagdbehörde - wie folgt durchgeführt: 
 
Der schriftliche Teil der Jägerprüfung findet am 23. April 
2012, 15.00 Uhr, im  
Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, statt. 
 
Die Schießprüfung wird am 25. April 2012 und der münd-
lich-praktische Teil der Prüfung in der Zeit vom 02. bis 10. 
Mai 2012 jeweils auf dem Schießstand der Kreisjägerschaft 
Lippe e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leopoldshöhe-
Krentrup, durchgeführt. 
 
Ein Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung 2012 ist spä-
testens bis zum 
 

22. Februar 2012 
 
beim Kreis Lippe, Der Landrat als untere Jagdbehörde, Fe-
lix-Fechenbach-Str. 5,  
32756 Detmold, einzureichen. 
 
Der Antragsvordruck kann dort schriftlich oder telefonisch - 
05231/62376 - ange- 
fordert werden. 
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Für die Bewerberinnen und Bewerber, die die Schießprüfung 
und den mündlich-praktischen Teil der Prüfung oder einen der 
beiden Teile nicht bestanden haben,  
erfolgt eine einmalige Nachprüfung in der Zeit vom 03. bis 05. 
September 2012  
auf dem Schießstand der Kreisjägerschaft Lippe e.V., Schöt-
marsche Str. 118, 
33818 Leopoldshöhe-Krentrup. 
 
Detmold, 15.12.2011 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
als untere Jagdbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Wenke 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
494 Wahrnehmung von Aufgaben nach der Beihil-

feverordnung NRW zwischen dem Kreis Her-
ford und dem Kreis Lippe 

 
Auf die Veröffentlichung (lfd. Nr. 264 im Amtsblatt der Be-
zirksregierung Detmold Nr. 50 vom 12.12.2011) der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung über die Wahrnehmung von 
Aufgaben nach der Beihilfeverordnung NRW zwischen dem 
Kreis Herford und dem Kreis Lippe zum 01.01.2012 und 
deren Genehmigung durch die Bezirksregierung Detmold 
wird hingewiesen. 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Bad Salzuflen 
 
495 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0178A/I 

„Hoffmannstraße-südlicher Teil“, Ortsteile Bad 
Salzuflen und Schötmar  
- Ergebnis aus der frühzeitigen Beteiligung  
- Beschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 06.12.2011 
 
1. Ergebnis aus der frühzeitigen Beteiligung 
 Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange werden zur 
Kenntnis genommen. Deren Berücksichtigung bzw. 
Aufnahme in den Bebauungsplanentwurf gemäß der 
durchgeführten Abwägung wird zugestimmt.   

 
2. Beschluss der öffentlichen Auslegung 
 Dem Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 0178 A/I  
 „Hoffmannstraße-südlicher Teil“, Ortsteile Bad Salzuflen 

und Schötmar und seiner Begründung in der Fassung 
vom 29.11.2011 wird zugestimmt. 

 
 Der Entwurf des Bebauungsplanes ist gemäß § 3 Abs. 

2  Baugesetzbuch (BauGB)  
 öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

09.01.2012 bis 09.02.2012 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag 08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung liegt zu jedermanns 
Einsicht für die Dauer eines Monats öffentlich aus. 
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Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0178A/I „Hoff-
mannstraße-südlicher Teil“,  
Ortsteile Bad Salzuflen und Schötmar wird im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 13 BauGB aufgestellt. 
Auf eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB 
wird daher verzichtet. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 14.12.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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496 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0178B/I 

„Hoffmannstraße, nördlicher Teil“, Ortsteile Bad 
Salzuflen und Schötmar  
- Aufstellungsbeschluss  
- Beschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 06.12.2011 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
 Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 0178 B/I  
 „Hoffmannstraße-nördlicher Teil“, Ortsteile Bad Salzuf-

len und Schötmar wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) in Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB be-
schlossen. 

 
 Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im verein-

fachten Verfahren gemäß  
 § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung 

gemäß § 2 Abs.4 BauGB durchgeführt. Die Änderung 
erfogt durch Eintragung in roter Farbe. Der Geltungsbe-
reich geht aus dem zu diesem Beschluss gehörenden 
Übersichtsplan hervor. 

 
2. Beschluss der öffentlichen Auslegung 
 Dem Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 0178 B/I  
 „Hoffmannstraße, nördlicher Teil“, Ortsteile Bad Salzuf-

len und Schötmar mit der zugehörigen Begründung in 
der Fassung vom 15.11.2011 wird zugestimmt. 

 
 Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß § 3 Abs. 2 

BauGB öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

09.01.2012 bis 09.02.2012 
 
während der Öffnungszeiten 
  
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag 08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
 
 

 
Der Planentwurf mit der Begründung liegt zu jedermanns 
Einsicht für die Dauer eines Monats öffentlich aus. 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0178 B/I „Hoff-
mannstraße, nördlicher Teil“,  
Ortsteile Bad Salzuflen und Schötmar wird im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 13 BauGB aufgestellt. 
Auf eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB 
wird daher verzichtet. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 14.12.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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497 Bebauungsplan Nr. 1021 B/III „Knetterheide-

Südfeld, Teilbereich B/III“, Ortsteil Werl-Aspe  
- Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
- Beschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 06.12.2011 
 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis ge-
nommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf gemäß der durchgeführten Abwä-
gung wird zugestimmt.  
 
Beschluss der öffentlichen Auslegung 
Dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1021 B/III  „Knet-
terheide-Südfeld, Teilbereich B/III“, Ortsteil Werl-Aspe mit 
der zugehörigen Begründung einschließlich Umweltbericht 
in der Fassung vom 15.11.2011 wird zugestimmt. Der Ent-
wurf zum Bebauungsplan ist gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetz-
buch (BauGB) öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

09.01.2012 – 09.02.2012 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung, sowie die bereits vor-
liegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen we-
sentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer eines Monats öffentlich 
aus. 
Es sind umweltbezogene Informationen zu den Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Bo-
den, Wasser, Klima, Landschaft und Kultur verfügbar. Au-
ßerdem liegt eine Artenschutzrechtliche Prüfung vor. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
 
 
 

 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 14.12.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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498 Beschlüsse des Rates der Stadt Bad Salzuflen 

vom 11.11.2011 zur Auflösung des Grundge-
setzverbundes Holzhausen-Retzen und damit 
verbundene schulorganisatorische Maßnah-
men 

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung vom 
11.11.2011 beschlossen: 
 
1. Die Fortschreibung der Schulentwicklungsplanung für 

die Primarstufe wird in Abänderung der der DS 
180/2011 beigefügten Fassung wie folgt beschlossen. 

 
2. Die „Städtische Gemeinschaftsgrundschule Holzhau-

sen-Retzen, Grundschulverbund, Primarstufe“ mit 
dem Hauptstandort Kirchweg 6, 32108 Bad Salzuflen, 
und dem Teilstandort Alt-Sylbacher-Weg 9, 32107 
Bad Salzuflen, wird gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW 
– SchulG) mit Ablauf des Schuljahres 2011/12 
(31.07.2012) vollständig aufgelöst. Anmeldungen zum 
Schuljahr 2012/13 sind nicht mehr möglich. 

 
3. Die „Städtische Gemeinschaftsgrundschule Schötmar 

Kirchplatz“ wird gemäß § 81 Abs. 2 SchulG in Verbin-
dung mit § 82 Abs. 3 SchulG zum Schuljahr 2012/13 
(01.08.2012) erweitert und als Grundschulverbund mit 
dem Hauptstandort Schötmar, Am Kirchplatz 3, 32108 
Bad Salzuflen, und dem Teilstandort Holzhausen, Alt-
Sylbacher-Weg 9, 32107 Bad Salzuflen, weiterge-
führt. Für das Schuljahr 2012/13 wird dieser Grund-
schulverbund gemäß § 81 Abs. 2 SchulG in Verbin-
dung mit § 82 Abs. 3 SchulG erweitert um den Teil-
standort Retzen, Kirchweg 6, 32108 Bad Salzuflen, 
an dem die verbleibenden Schülerinnen und Schüler 
des ehemaligen Hauptstandortes Retzen des Grund-
schulverbundes Holzhausen-Retzen unterrichtet wer-
den.  

 
4. Der Grundschulstandort Retzen wird mit Ablauf des 

Schuljahres 2012/13 (31.07.2013) aufgelöst. Die nach 
Ablauf des Schuljahres 2012/13 verbleibenden Schü-
lerinnen und Schüler des ehemaligen Grundschul-
standortes Retzen werden zum Schuljahr 2013/14 
(01.08.2013) dem Grundschulverbund Schötmar-
Holzhausen zugeordnet und über die festgelegte Zü-
gigkeit am Teilstandort Holzhausen hinaus dort zu-
sätzlich unterrichtet. 

 
5. Die Schule (der neue Grundschulverbund) erhält ge-

mäß § 6 Abs. 6 SchulG die Bezeichnung: „Städtische 
Gemeinschaftsgrundschule Schötmar-Holzhausen, 
Grundschulverbund, Primarstufe“.  

 Der Teilstandort Holzhausen wird einzügig geführt. 
Anmeldungen zum Schuljahr 2012/13 sind an den 
Standorten Kirchplatz und Holzhausen möglich.  

 
6. Die sofortige Vollziehung der Beschlüsse zu Ziffer 2, 3 

und 4 wird im öffentlichen In-teresse angeordnet (§ 80 
Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO)). 

 
7. Die Verwaltung wird aufgefordert, konkrete Gesprä-

che zu führen, um für den Grundschulstandort Retzen 
einen neuen Träger zu finden (z.B. Montessori). 

 
 
 

 
8. Der Vorbehalt des Rates („Sollten sich in bezug auf 

die Schließung der Grundschule Retzen bis zum 
10.11.2011 neue und veränderte Sichtweisen erge-
ben (z.B. durch neu sich ergebende Verbundoptio-
nen, konkrete Verhandlungsergebnisse mit dem Mon-
tessoriverein, durch neue Erlasse der Landesregie-
rung zu Gunsten kleiner Schulen), wird die Schlie-
ßung der Grundschule Retzen auf der Basis der dann 
gegebenen Fakten noch einmal überprüft.“) in seiner 
Beschlussfassung vom 12.10.2011 wird aufgehoben. 

 
9. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung wird wie 

folgt begründet: 
 Die Beschlüsse sind nach ihrer Art und Bedeutung in 

besonderer Weise auf baldige Durchsetzbarkeit aus-
gerichtet und angewiesen. Eine nicht absehbare, ggf. 
mehrjährige Dauer eines Klageverfahrens bis zum 
rechtskräftigen Abschluss kann nicht abgewartet wer-
den. Die Beschlüsse sind auf die Neuordnung der 
Schulorganisation im Bereich der Grundschulen ge-
richtet. Dies wirkt sich auf eine Vielzahl von beste-
henden und zukünftigen Rechtsbeziehungen zu El-
tern, Schülern und Lehrern unabhängig davon aus, ob 
sie die Neuordnung ablehnen, und hat vielfältige tat-
sächliche Auswirkungen auf die am Schulleben Betei-
ligten oder andere Schulen. Alle rechtlich und tatsäch-
lich Betroffenen benötigen einen verbindlich festge-
legten Zeitpunkt der Umsetzung, um sich auf die ab 
dem Schuljahr 2012/13 zu besuchende Grundschule 
einstellen zu können. Die betroffenen Schulen müs-
sen ihre Organisation, Klassenbildung, Unterrichts-
planung und den Einsatz von Lehrkräften auf die Än-
derung der Schulorganisation einrichten können. Au-
ßerdem hat der Schulträger die Umsetzung der Maß-
nahmen im Rahmen seiner Obliegenheiten rechtzeitig 
zum Schuljahresbeginn vorzubereiten und durchzu-
führen, z. B. hinsichtlich Umzug und Regelungen zur 
Schülerbeförderung. Ohne die Anordnung der soforti-
gen Vollziehung bliebe aufgrund der aufschiebenden 
Wirkung von Rechtsbehelfen für unabsehbare Zeit of-
fen, wann die Umsetzung erfolgt. Zugleich bestünde 
die Gefahr, dass sich nach einem ggf. mehrere Jahre 
dauernden Verfahren die Schulentwicklungsplanung 
überholt hat und eine neue Planung erforderlich wird. 
Die Beschlüsse erfordern im Rahmen der vorge-
schriebenen Schulentwicklungsplanung eine sorgfälti-
ge Prüfung und Vorbereitung. Sie stützen sich auf 
Planungen der aktuellen und zukünftigen Entwicklung 
im Schulbereich, die im Interesse eines gleichmäßi-
gen und leistungsfähigen Bildungsangebotes und zur 
Erreichung angemessener Klassen- und Schulgrößen 
eine möglichst zeitnahe Anpassung der Schulorgani-
sation an die zu erwartenden Verhältnisse notwendig 
macht. Als Zeitpunkt für die Neuordnung kommt dafür 
aufgrund des im Herbst 2011 anstehenden Anmelde-
verfahrens für die Einschulungen an Grundschulen 
nur der Schuljahreswechsel zum Schuljahr 2012/13 
infrage. Dies droht unterlaufen zu werden, wenn die 
Umsetzung für nicht absehbare Zeit verzögert würde. 
Da die Umsetzung der Beschlüsse aufgrund der Auf-
gabe der schulischen Nutzung an einem Standort 
auch zu finanzieller Entlastung, z. B. Einsparung einer 
Schulleiterstelle, geringerer Aufwand für die Gebäu-
debewirtschaftung, für die Verwaltung der Schule 
führt, stützt zusätzlich das Gebot der sparsamen 
Haushaltsführung das besondere öffentliche Vollzugs-
interesse.  
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 Auch die Wahrung der Interessen der Vielzahl der bei 

einer Anfechtung nicht beteiligten Eltern und Schüler, 
für ihre Ausbildung und Ausbildungsplanung mög-
lichst bald ein den organisatorischen Verhältnissen 
entsprechendes Schulangebot nutzen zu können, 
liegt im besonderen öffentlichen Vollzugsinteresse. 

 

Die dazu vorliegenden Drucksachen, u. a. 180/2011, 
180/2011 1. Ergänzung, 180/2011 
2. Ergänzung, 209/2011, 225/2011 und 230/2011, die Pro-
tokolle über die Beratungen und Beschlüsse des Aus-
schusses für Bildung und Kultur am 29.09.2011, des 
Hauptausschusses am 05.10.2011 und des Rates am 
12.10.2011 und 11.11.2011 können unter www.bad-
salzuflen.de oder zu den Öffnungszeiten im Rathaus, 5. 
OG., Zimmer 5.19, Rudolph-Brandes-Allee 19, eingesehen 
werden. 
 
Die Bezirksregierung Detmold hat dazu am 08.12.2011 fol-
gende Genehmigung erteilt: 
 
„Schulorganisatorische Beschlüsse in Bad Salzuflen; 
hier: Vollständige Auflösung des Grundschulverbunds 
Holzhausen-Retzen zum 31.7.2012, 
Bildung des Grundschulverbunds Schötmar-
Holzhausen ab dem 1.8.2012, 
Erweiterung des Grundschulverbunds Schötmar-
Holzhausen um einen Teilstandort in Retzen für das 
Schuljahr 2012/13 (1.8.2012 bis 31.7.2013), 
Genehmigung 
Genehmigungsantrag vom 14.11. bzw. 22.11.2011 – Az.: 
40 11 00 - 
 
Genehmigung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gemäß § 81 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 15.02. 
2005 (GV.NRW. S. 102), in der zurzeit gültigen Fassung 
genehmige ich hiermit folgende Beschlüsse des Rates der 
Stadt Bad Salzuflen vom 11.11.2011 
1. Die Städtische Gemeinschaftsgrundschule Holzhau-

sen-Retzen, Grundschulverbund der Stadt Bad Salz-
uflen, mit dem Hauptstandort Kirchweg 6 (Retzen) 
und dem Teilstandort Alt-Sylbacher-Weg 9 (Holzhau-
sen) wird mit Ablauf des Schuljahres 2011/12 
(31.7.2012) vollständig aufgelöst. Anmeldungen zum 
Schuljahr 2012/13 sind nicht mehr möglich. 

2. Die Städtische Gemeinschaftsgrundschule Schötmar 
Kirchplatz, Am Kirchplatz 3, der Stadt Bad Salzuflen 
wird zum Schuljahr 2012/13 (1.8.2012) um einen Teil-
standort in Holzhausen, Alt-Sylbacher-Weg 9, erwei-
tert. Der Grundschulverbund erhält die Bezeichnung 
„Städtische Gemeinschaftsgrundschule Schötmar-
Holzhausen, Grundschulverbund, Primarstufe, Am 
Kirchplatz 3, 32108 Bad Salzuflen.“ 
Der Teilstandort in Holzhausen wird einzügig geführt. 

3. Für das Schuljahr 2012/13 wird der Grundschulver-
bund Schötmar-Holzhausen um einen Teilstandort in 
Retzen, Kirchweg 6, 32108 Bad Salzuflen, erweitert. 
An diesem Teilstandort werden die verbleibenden 
Schülerinnen und Schüler des ehemaligen Haupt-
standorts Retzen des Grundschulverbunds Holzhau-
sen-Retzen solange unterrichtet. 

 
 
 

 
4. Der Teilstandort Retzen wird mit Ablauf des Schuljah-

res 2012/13 (31.7.2013) aufgelöst. Die nach dem Ab-
lauf des Schuljahres 2012/13 verbleibenden Schüle-
rinnen und Schüler des aufgelösten Teilstandorts 
Retzen werden zum Schuljahr 2013/14 (1.8.2013) 
dem Grundschulverbund Schötmar-Holzhausen zu-
geordnet und über die festgelegte Zügigkeit am Teil-
standort Holzhausen hinaus dort zusätzlich unterrich-
tet. 

 
Die Beschlüsse und die Genehmigung basieren auf der 
ebenfalls am 11.11.2011 beschlossenen Fortschreibung 
der Schulentwicklungsplanung für die Primarstufe. 
 
Die konstante statistische Schulnummer des Grundschul-
verbunds Holzhausen-Retzen der Stadt Bad Salzuflen 
(126482) entfällt mit Ablauf des 31.7.2012. 
Der Grundschulverbund Schötmar-Holzhausen erhält ab 
dem 1.8.2012 die konstante statistische Schulnummer der 
bis dahin selbständigen städtischen Gemeinschaftsgrund-
schule Kirchplatz, Kirchplatz 3, 32108 Bad Salzuflen, der 
Stadt Bad Salzuflen (126536). 
 
Der Landesbetrieb Information und Technik NRW erhält 
eine Durchschrift zur Kenntnis. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden 
(Postanschrift: Postfach 3240, 32389 Minden), schriftlich 
einzulegen oder mündlich zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu 
erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV. NRW S. 926) ersetzt werden. 
Falls die Klagefrist durch das Verschulden einer von Ihnen 
bevollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Kisting-Dierker“ 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Beschlüsse des Rates vom 11.11.2011 kann 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden, 
Königswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 3240, 
32389 Minden), schriftlich einzulegen oder mündlich zur 
Niederschrift der Urkundsbeamtin bzw. des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV.NRW S. 926) ersetzt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
vollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulen Ihnen zugerechnet werden. 
 
Bad Salzuflen, den 14.12.2011 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
499 18. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen, die Ab-
fallentsorgung und die Straßenreinigung in der 
Stadt Bad Salzuflen vom 15.12.2011 

 
Aufgrund der §§ 7 bis 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.10.2007 (GV NRW, S. 380), der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, 
S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 
(GV NRW, S. 380), der §§ 51ff. des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) vom 25.06.1995 (GV 
NRW 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
11.12.2007 (GV NRW, S. 708), des § 10 der Satzung über 
die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 24.04.1986, zuletzt geändert 
durch Satzung vom 06.11.2001, des § 15 der Satzung über 
die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an 
die gemeindliche Abwasseranlage der Stadt Bad Salzuflen 
vom 24.04.1986, zuletzt geändert durch Satzung vom 
30.08.1990, des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LAbfG) vom 21.06.1988 (GV NRW 1988, 
S. 250), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.03.2007 
(GV NRW, S. 142), des § 20 der Satzung über die Abfall-
entsorgung in der Stadt Bad Salzuflen vom 06.12.2002, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 11.12.2008, der §§ 3 
und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Stra-
ßen (StrReinG NW) vom 18.12.1975 (GV NRW 1975, 
S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.11.1997 
(GV NRW, S. 430) und des § 4 der Satzung über die Stra-
ßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 11.12.1996, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 06.12.2000 hat der 
Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
14.12.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

 
Artikel 1 
 
§ 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
(1) Die Gebührensätze betragen: 
1.1 bei der Einleitung von ungeklärten Abwässern je m³ 
 - einschließlich Abwasserabgabe – 
  2,74 € 
1.3 für das Einleiten von Niederschlagswasser  
 je m² angeschlossene bebaute und befestigte Fläche 

jährlich einschließlich Abwasserabgabe (Nieder-
schlagswasserpauschale gem.  

 § 7 Abwasserabgabengesetz) 
  0,54 € 
6. für die Straßenreinigung bei einer jeweils  
 einmaligen wöchentlichen Reinigung je  
 Meter Grundstücksseite jährlich  
6.1 in der Fußgängerzone A 3,18 € 
6.2 in der Fußgängerzone B  2,96 € 
6.3 für verkehrsberuhigte Straßen  
 - Innenstadtbereich -  2,71 € 
6.4 für Straßen, die vorwiegend dem  
 Anliegerverkehr dienen 1,15 € 
6.5 für Straßen des innerörtlichen Verkehrs 
  1,03 € 
6.6 für Straßen des überörtlichen Verkehrs  
  0,90 € 
6.7 für die Winterwartung wird zusätzlich eine  
 Benutzungsgebühr erhoben.  
 Die Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite 
 beträgt jährlich: 
a) für Straßen nach Ziffer 6.1 und 6.2 
  3,34 € 
b) für Straßen nach Ziffer 6.3 
  2,22 € 
c) für Straßen nach Ziffer 6.4 - 6.6 
  0,52 € 
 
Die übrigen Ziffern des § 8 Abs. 1 bleiben unberührt. 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „18. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen, die Abfallentsor-
gung und die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen“ 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 15.12.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
500 21. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen 
vom 15.12.2011 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.10.2007 (GV NRW, S. 380) und der §§ 1, 2, 4, und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW 1969, S. 712), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV NRW, 
S. 380) und des § 29 der Satzung für die Friedhöfe der 
Stadt Bad Salzuflen vom 16.12.2008 hat der Rat der Stadt 
Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 14.12.2011 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung erhält folgende 
Fassung: 
 
Gebührentarif zur Gebührensatzung für die Friedhöfe 
der Stadt Bad Salzuflen 
Die nachfolgenden Gebühren gelten für alle Friedhöfe der 
Stadt Bad Salzuflen. 
 
A.  Nutzungsgebühren 
 
 I. Reihengräber 

 
  

  a) für Erwachsene  1.099,00 € 

  b) Anonym  1.199,00 € 

  c) für Kinder bis zu 
fünf Jahren 

    535,00 € 

  d) für Urnen     705,00 € 

  e) Anonym (Urne)     758,00 € 

      
 
 
 
 

 
 II. Wahlgräber 

 
  

  a) für Erdbestat-
tungen je La-
gerstelle 

(54,00 €/Jahr) 1.620,00 € 

  b) für Urnen (41,00 €/Jahr) 1.230,00 € 

  c) Überschreitung 
der Nutzungs-
zeit 

  

   Wird durch die Belegung einer Lagerstelle unter 
Berücksichtigung der Ruhezeit die Nutzungs-
dauer (30 Jahre) überschritten, auch wenn die 
Lagerstelle noch nicht belegt war, so ist für je-
des angefangene Jahr der Überschreitung die 
jeweilige Nutzungsgebühr für die gesamte 
Grabstelle zu zahlen. Bei der Wiederbelegung 
einer Lagerstelle nach Ablauf der Ruhezeit und 
noch innerhalb der erworbenen Nutzungszeit 
wird für die Zeit der zweiten Ausnutzung keine 
Gebühr erhoben. 

  d) Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit 
   Für die Beisetzung einer weiteren Urne in ei-

nem Urnenwahlgrab oder in einem belegten 
Wahlgrab sind für die Jahre der Ruhezeit, die 
durch das bestehende Nutzungsrecht abge-
deckt sind, 2/3 der anteiligen Erwerbsgebühr zu 
zahlen (2/3 von 54,00 € bzw. 41,00 € x Jahre). 
Wird durch die Belegung einer Lagerstelle mit 
einer zusätzlichen Urne unter Berücksichtigung 
der gesetzlichen Ruhezeit die Nutzungsdauer 
der Grabstätte überschritten, so ist für jedes 
angefangene Jahr die jeweilige volle Nutzungs-
gebühr für die gesamte Grabstelle zu zahlen. 
 

 III. Rasengräber 
 

  

  a) Rasengrab (45,00 €/Jahr) 1.350,00 € 

  b) Rasengrab 
[Urne] 

(36,00 €/Jahr) 1.080,00 € 

  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und die 
Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit gel-
ten die Regelungen für Wahlgräber (A. II.) ent-
sprechend. 

 IV. Weitere Bestattungsarten 
 

  

  a) Urnenwand (36,00 €/Jahr) 1.080,00 € 

  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und die 
Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit gel-
ten die Regelungen für Wahlgräber (A. II.) ent-
sprechend. 

  b) Baumurnenbei-
setzung 

 816,00 € 

     
 V. Gebühr bei Rückgabe vor Ab-

lauf der Nutzungszeit 
 

 

  a) Sarggräber  85,00 €/Jahr 

  b) Urnengräber  45,00 €/Jahr 
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B. Bestattungsgebühren   

 
 I. Benutzung der Leichenzellen, pauschal 

 
250,00 € 

 II. Aufbewahrung von Urnen vom 4. Tag ab, 
je Tag 
 

10,00 € 

 III. a) Nutzung einer großen Friedhofskapelle* 
 

495,00 € 

  b) Nutzung einer einfachen Friedhofskapel-
le° 

250,00 € 

     

  * Kapellen Werl-Aspe, Obernberg  

  ° Kapellen übrige Friedhöfe, kleiner Trauer-
raum Werl-Aspe 

 

     

 IV. Benutzung von Kühlräumen pro Tag 
 

175,00 € 

     

 V. Grabbereiten und –zufüllen 
 

 

  a) Reihengräber für Erwachsene 519,00 € 

  b) Reihengräber für Kinder und Totgeburten 286,00 € 

  c) Wahlgräber 848,00 € 

  d) Urnengräber 211,00 € 

  e) Rasengräber 519,00 € 

  f) Urnenwand 184,00 € 

  g) Baumurnenbeisetzung 270,00 € 

     

 VI. Zuschlag für Überstunden 
 

127,00 € 

  Dieser Zuschlag wird für Bestattungen an 
Freitagen ab 13.00 Uhr und an Samsta-
gen erhoben. 
 

 

 VII. Umbettungen 
 

 

  a) Aushebung einer Leiche bis 5 Jahre   692,00 € 

  b) Aushebung einer Leiche über 5 Jahre 1556,00 € 

  c) Wiederbeisetzung einer ausgehobenen 
Leiche bis 5 Jahre 

  460,00 € 

  d) Wiederbeisetzung einer ausgehobenen 
Leiche über fünf Jahre 

1.032,00 € 

  e) Ausbettung einer Urne   362,00 € 

  f) Wiederbeisetzung einer Urne   244,00 € 

 
Artikel 2 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2012 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „21. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 15.12.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
501 Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-

hebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme von Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflege und den Besuch der Offe-
nen Ganztagsschule im Primarbereich in Bad 
Salzuflen vom 14.12.2011 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW.Seite 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17.12.2009 (GV.NRW. Seite 950),  
§ 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt 
geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 06.07.2009 
(BGBl. I S.1696), sowie §§ 5 und 23 des Vierten Gesetzes 
zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – 
SGB VIII – Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von 
Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 30.10.2007 (GV.NRW. Seite 462), 
zuletzt geändert durch das erste KiBiz-Änderungsgesetz 
vom 25.07.2011 (GV.NRW.S.385) hat der Rat der Stadt 
Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 14.12.2011 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

1. Abschnitt 
 
Gemeinsame Bestimmungen für die Erhebung von El-
ternbeiträgen in Kindertageseinrichtungen, Kinderta-
gespflege und den Besuch der Offenen Ganztagsschu-
le im Primarbereich. 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbeiträgen als 
öffentlich rechtliche Beiträge für die Inanspruchnahme von 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und den Be-
such der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich in Bad 
Salzuflen. Die Begriffsbestimmungen ergeben sich aus 
dem SGB VIII und dem KiBiz. 
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§ 2 Beitragspflicht 

 
(1) Die Eltern haben entsprechend Ihrer wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-
rechtliche Beiträge für die Inanspruchnahme von 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und 
den Besuch der Offenen Ganztagsschule im Pri-
marbereich zu entrichten. Lebt das Kind nur mit ei-
nem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stel-
le der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB 
VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 
Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld 
gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung er-
halten, an die Stelle der Eltern. Mehrere Beitrags-
pflichtige sind Gesamtschuldner. 

 
§ 3 Beitragshöhe, Geschwisterregelung 

 
(1) Die Höhe der Elternbeiträge für die einzelnen Be-

treuungsformen dieser Satzung ergeben sich aus 
Berechnungsformeln der Anlage 1. Der Beitrag wird 
kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 
(2) Im Fall des § 2 Abs. 1 Satz 3 (Vollzeitpflege) ist kein 

Elternbeitrag zu zahlen. 
 
(3) Die Eltern haben der Stadt Bad Salzuflen bei der 

Aufnahme des Kindes und auf Verlangen ihr Ein-
kommen schriftlich anzugeben und nachzuweisen. 
Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne 
den erforderlichen Nachweis ist der höchste Eltern-
beitrag zu leisten. 

 
(4) Nehmen mehr als ein Kind einer Familie oder von 

Personen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrich-
tung, Kindertagespflege oder die Offene Ganztags-
schule in Anspruch, so entfallen die Beiträge für das 
zweite und jedes weitere Kind. Ergeben sich unter-
schiedlich hohe Elternbeiträge, so ist der höchste 
Elternbeitrag zu zahlen. 

 
(5) Nehmen mehr als ein Kind einer Familie oder von 

Personen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrich-
tung, Kindertagespflege oder die Offene Ganztags-
schule in Anspruch und ist ein Kind aufgrund der 
landesrechtlichen Regelung gemäß § 23 Abs. 3 des 
KiBiz beitragsfrei, ist ein ermäßigter Einzelbeitrag zu 
zahlen. Dieser errechnet sich aus der Hälfte des 
höchsten Einzelbeitrages für die landesgesetzlich 
nichtbefreiten Kinder. 

 
(6) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge von der Stadt 

Bad Salzuflen als örtliche Trägerin der öffentlichen 
Jugendhilfe gemäß § 90 Absatz 3 SGB VIII ganz 
oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung 
den Eltern oder dem Kind nicht zuzumuten ist. 

 
§ 4 Einkommen 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Sum-

me der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes.  

 
 Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunfts-

arten und mit Verlusten des zusammenveranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. 

 
 Dem positiven Einkommen sind steuerfreie Einkünf-

te, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des 
Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistun-
gen für die Eltern und die Kinder, für die ein Eltern-
beitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 

 
  Das Kindergeld und der Kindergeldzuschlag nach 

dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 
Vorschriften sind nicht hinzuzurechnen. Ferner 
bleibt das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz nur bis zu den in § 10 dieses 
Gesetzes genannten Beträgen unberücksichtigt. 

 
  Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäf-

tigungsverhältnis oder aus der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall 
des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung 
oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversi-
chern, dann ist dem ermittelten Einkommen ein Be-
trag von 10 v.H. der Einkünfte aus diesem Beschäf-
tigungsverhältnis oder aus der Ausübung des Man-
dats hinzuzurechnen.  

 
 Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach 

§ 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu gewähren-
den Freibeträge von dem nach diesem Absatz er-
mittelten Einkommen abzuziehen. 

 
(2) Maßgebend ist das Einkommen in dem der Angabe 

vorangegangenen Kalenderjahr.  
Ergeben sich im laufenden Jahr der Beitragspflicht 
Veränderungen in den persönlichen oder wirtschaft-
lichen Verhältnissen sind abweichend von Satz 1 die 
voraussichtlichen Einkünfte für das gesamte laufen-
de Jahr zu Grunde zulegen. Beim voraussichtlichen 
Jahreseinkommen wird fiktiv das 12-fache des aktu-
ellen Monatseinkommens ermittelt. Sonder- oder 
Einmalzahlungen, die in dem Jahr noch anfallen, 
sind ebenfalls hinzuzurechnen. Einkommensverän-
derungen in Höhe von bis zu 2.500,00 Euro führen 
zu keiner Neuberechnung des Beitrages. Soweit das 
Monatseinkommen nicht bestimmbar ist, wird abwei-
chend hiervon auf das zu erwartende Jahresein-
kommen abgestellt. 
 
Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach 
Eintritt der tatsächlichen Änderung neu festzusetzen. 
Bei Überprüfung der bisherigen Beitragsfestsetzung 
wird das Jahreseinkommen im Jahr der Beitrags-
pflicht zu Grunde gelegt. 

 
§ 5 Auskunfts- und Anzeigepflicht 

 
(1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilen der 

Träger der Kindertageseinrichtung, und der Träger 
des Betreuungsangebots der Offenen Ganztags-
schule – in Absprache mit der Schule - der Stadt 
Bad Salzuflen unverzüglich die Namen, Anschrif-
ten, Geburtsdaten, Aufnahme- und Abmeldedaten 
sowie die vereinbarten Betreuungszeiten des Kin-
des und entsprechende Angaben zu den Eltern 
mit. 

 
(2) Für die Festsetzung der Elternbeiträge für Kinder-

tagespflege werden die Daten gemäß Absatz 1 im 
Rahmen des Antragsverfahrens bei den Eltern 
und der Tagespflegeperson erhoben. 
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(3) Die von der Stadt Bad Salzuflen bereitgestellten 

Vordrucke sind zu verwenden. 
 
(4) Die Eltern sind während des gesamten Betreu-

ungszeitraums verpflichtet, Veränderungen der 
wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnisse, 
die für die Bemessung des Elternbeitrages maß-
geblich sind, unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 
§ 6 Beitragsfestsetzung, Fälligkeit 

 
(1) Über die Höhe und die Fälligkeit der Elternbeiträge 

wird den Beitragspflichtigen ein schriftlicher Be-
scheid erteilt. Der Elternbeitrag ist jeweils zum 15. 
eines jeden Monats an die Stadt Bad Salzuflen zu 
entrichten. Geht der Bescheid den Beitragspflich-
tigen erst nach einem der Fälligkeitstermine zu, so 
ist die Beitragsschuld für den oder die vorange-
gangenen Fälligkeitstermine zum nächsten Fällig-
keitstermin zu entrichten. 

 
(2) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbei-

trags bzw. bei einer Festsetzung nach § 3 Absatz 
3 erfolgt die endgültige Festsetzung rückwirkend 
nach Vorlage der erforderlichen Einkommensun-
terlagen. Wird bei einer Überprüfung festgestellt, 
dass sich Änderungen der Einkommensverhältnis-
se ergeben haben, die zur Festsetzung eines an-
deren Beitrags führen, so ist der Elternbeitrag 
ggfs. auch rückwirkend neu festzusetzen. Die Ver-
jährungsfrist für Elternbeiträge ergibt sich aus § 12 
Absatz 1 Nr. 4b des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) i.V.m. § 
169 Absatz 2 Satz 1 und § 170 Absatz 2 Nr. 1 Ab-
gabenordnung. 

 
2. Abschnitt 

 
Besondere Bestimmungen für Elternbeiträge für Kinder 

in Kindertageseinrichtungen 
 

§ 7 Beitragspflicht, Beitragshöhe 
 
(1)  Für die Inanspruchnahme einer Kindertagesein-

richtung haben die Eltern entsprechend ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich 
rechtliche Beiträge nach der Anlage 1 zu den Jah-
resbetriebskosten zu entrichten. Die Höhe der El-
ternbeiträge bestimmt sich nach der von den El-
tern mit dem Träger vereinbarten Betreuungszeit 
und dem Alter des Kindes. 

 
(2) Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr (01.08. 

bis 31.07.). Die Beitragspflicht wird durch Schlie-
ßungszeiten der Kindertageseinrichtung nicht be-
rührt. 

 
3. Abschnitt 

 
Besondere Bestimmungen für Elternbeiträge für Kinder 

in Kindertagespflege 
 

 
 
 
 
 
 

 
§ 8 Beitragspflicht, Beitragshöhe 

 
(1)  Für die Inanspruchnahme der Kindertagespflege 

haben die Eltern entsprechend ihrer wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich recht-
liche Beiträge in analoger Anwendung der Be-
rechnungsformeln der Anlage 1 (Spalten „Kinder 
unter 3 Jahren / 35 Wochenstunden“ und „Kinder 
ab 3 Jahren / 35 Wochenstunden“) zu entrichten. 
Die Höhe der Elternbeiträge bestimmt sich nach 
der Betreuungszeit und dem Alter des Kindes. 

 
(2) Die Heranziehung erfolgt jedoch maximal bis zur 

Höhe der Aufwendungen für das Kindertagespfle-
gegeld. 

 
(3) Ist Kindertagespflege ergänzend zur Inanspruch-

nahme einer Kindertageseinrichtung oder der Of-
fenen Ganztagsschule im Primarbereich erforder-
lich, wird für die Kindertagespflege kein zusätzli-
cher Elternbeitrag erhoben. 

 
4. Abschnitt 

 
Besondere Bestimmungen für Elternbeiträge für den 
Besuch der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich 
 

§ 9 Beitragspflicht, Beitragshöhe 
 
(1) Für die Teilnahme ihres Kindes an der Offenen 

Ganztagsschule im Primarbereich haben die El-
tern entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit monatlich öffentlich rechtliche Beiträge in 
analoger Anwendung der Berechnungsformeln der 
Anlage 1 (Spalte „Kinder ab 3 Jahren / 35 Wo-
chenstunden“) zu entrichten. 

 
(2)  Die Heranziehung erfolgt jedoch maximal bis einer 

monatlichen Beitragshöhe von 150,00 Euro. 
 
(3) Beitragszeitraum ist das Schuljahr (01.08.-31.07.). 

Die Anmeldung des Kindes zur Offenen Ganz-
tagsschule und damit die Beitragspflicht sind in 
der Regel für die Dauer eines Schuljahres bin-
dend. Ausnahmen sind in Absatz 4 geregelt. Die 
Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der 
Offenen Ganztagsschule nicht berührt. 

 
(4) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere bei 

Umzügen und Schulwechsel, ist der Beitragszeit-
raum auf Antrag zu verkürzen. Die Zahlungspflicht 
endet in diesen Fällen zum 01. des Monats, der 
auf den vom Träger der Offenen Ganztagsschule 
bestätigten Abmeldetermin folgt. 

 
5. Abschnitt 

 
Abschließende Bestimmungen 

 
§ 10 Verpflegungsentgelte 

 
Kosten für die Verpflegung, insbesondere für eine Mittags-
verpflegung, sind in den Elternbeiträgen nach dieser Sat-
zung nicht enthalten. Dafür ist ggfs. ein zusätzliches Ver-
pflegungsentgelt an den Träger / Leistungsanbieter zu zah-
len. 
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§ 11 Inkrafttreten 

 
(1) Die Satzung tritt am 01.08.2011 in Kraft. 
 

§ 12 Bekanntmachung 
 
(1) Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-

kanntgemacht. 
 
(2) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 14.12.2011 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
Anlage 1  
 
monatliche Elternbeiträge für: 
 
die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen, 
 
der Kindertagespflege (in analoger Anwendung der 
Spalten „Kinder unter 3 Jahren / 35 Wochenstunden“ 
und „Kinder ab 3 Jahren / 35 Wochenstunden“) und 
 
der offenen Ganztagsschule im Primarbereich, OGS, 
(in analoger Anwendung der Spalte „Kinder ab 3 Jah-
ren / 35 Wochenstunden“) 
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502 Satzung über die Festsetzung der Steuersätze 

für die Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt 
Bad Salzuflen für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 
07.08.1973 (BGBl. I S. 965) zuletzt geändert durch Art. 38 
des Gesetzes vom 19.12.2008 (Jahressteuergesetz 2009, 
BGBL. I S. 2794) und des § 16 des Gewerbesteuergeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
2002 (BGBl. I 2002 S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2010 (BGBL. I S. 1768) 
und des § 1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für die 
Festsetzung und Erhebung der Realsteuern vom 
16.12.1981 (GV NW 1981 S. 732) i.V.m. § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der derzeit 
gültigen Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW 1994 S. 666 ff.), hat der Rat der Stadt Bad Salz-
uflen am 14.12.2011 die nachstehende Hebesatz-Satzung 
für das Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbe-
steuer werden für das Gebiet der Stadt Bad Salzuflen wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- u. forstwirtschaftlichen Betriebe 
 Grundsteuer A) 
  250 v. H. 
  keine Änderung gegenüber dem Vorjahr) 
 
1.2 für die Grundstücke  
 Grundsteuer B) 
  440 v. H. 
  keine Änderung gegenüber dem Vorjahr) 
 
2. Gewerbesteuer nach Gewerbeertrag 445 v. H. 
 

§ 2 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 
Bad Salzuflen, den  15.12.2011  
 
gez. Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Satzung über die Festsetzung der Steu-
ersätze für die Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt Bad 
Salzuflen für das Haushaltsjahr 2012“ wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den  15.12.2011 
 
 
gez. Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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Stadt Barntrup 
 
503 Hinweis auf die Genehmigung der Satzung des 

Sparkassenzweckverbandes der Kreise Lippe 
und Paderborn und der Städte Barntrup, Det-
mold, Horn-Bad Meinberg,  Lage, Marsberg 
und Paderborn 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat die Satzung des  o.a. 
Sparkassenzweckverbandes am 29.11.2011 gemäß § 10 
Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsar-
beit – GkG – i. d. F. der Bekanntmachung vom 01.10.1979 
(GV.NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.05.2009 (GV.NRW. S. 298, ber. S. 326) genehmigt. Die 
Satzung wurde im Amtsblatt Nr. 49 für den Regierungsbe-
zirk Detmold vom 05.12.2011 bekanntgemacht.  
 
Auf diese Veröffentlichung wird hiermit gemäß 
§ 11 Abs. 1 Satz 2 GkG hingewiesen.  
 
Barntrup, den 12.12.2011 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Kuhs 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
504 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Ab-
wassergebühren und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse vom 19.12.2011 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) zuletzt geändert durch 
Gesetz  vom 24. Mai 2011 (GV NRW.S. 271)  und der §§ 4, 
6, 7, 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.Juni 2009 (GV NRW S. 394), sowie der §§ 53, 64 und 
65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 25.Juni 1995 (LWG) (GV NRW S. 926) zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. 
NRW. S. 185) hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sit-
zung am 16.12.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 8 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt je m ³ Schmutzwasser 4,52 €. 
 

§ 2 
 
§ 5 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 6 folgende Fassung: 
 

 
Die Gebühr beträgt i.S.d. Abs. 1 für jede Berechnungsein-
heit bebauter und / oder befestigter Fläche 52,57 € je Ka-
lenderjahr. 
 

§ 3 
 
§ 7 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 1 folgende Fassung: 
 
Gebührenpflichtige sind 
a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht 

bestellt ist, der Erbbauberechtigte sowie der jeweilige 
Strassenbaulastträger, 

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist, des 
Grundstücks, von dem die Benutzung der Entwässe-
rungsanlage ausgeht, 

Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 4 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 
 (Dahle)  ( Voß ) 
 Bürgermeister Schriftführerin 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Satzung ü-
ber die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwas-
sergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 
vom 08.12.2008 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtliche Bestimmung und des Flächennut-
zungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuwei-
sen.“ 
 
Barntrup, 19.12.2011 
 
 
Dahle 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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Stadt Detmold 
 
505 Satzung über die endgültige Herstellung der 

Erschließungsanlage entsprechend der Sat-
zung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 für die Anlage: „Albert-Schweitzer-
Straße“ im Abschnitt Hardenbergstraße bis 
Stoddartstraße vom 08.12.2011 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GONW) in der zur Zeit gültigen Fassung und § 8 Absatz 3 
über die endgültige Herstellung von Erschließungsanlagen 
der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 1992 hat der Rat 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 24.11.2011 folgen-
de Satzung beschlossen: 
 

§1 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung der Erschlie-
ßungsanlage fest und bestimmt, dass sie abweichend von 
den im § 8 Absatz 1 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 festgesetzten Herstellungsmerkmalen mit folgenden 
Herstellungsmerkmalen  

• der niveaugleich asphaltierten Verkehrsfläche 
für alle Verkehrsarten 

• der Straßenentwässerung 
• der Beleuchtung 

ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht hat. 
 

§ 2 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 08.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 

 
506 2. Satzung  zur Änderung der „Satzung über 

die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme von Tageseinrichtungen für 
Kinder und Kindertagespflege im Bereich des 
Jugendamtes der Stadt Detmold als örtlicher 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe in Detmold 
vom 07.11.2008, in der Fassung der 1. Ände-
rungssatzung vom 14.10.2009“ vom 08.12.2011 

 
Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 14.05.2011 (GV. NRW. S. 
271) in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Ach-
tes Buch (SGB VIII), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ge-
setzes vom 29.06.2011 (BGBl. I S. 1306 und § 23 Abs. 1 
des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kin-
dern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz); Viertes Gesetz zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes -SGB 
VIII- vom 30.10.2007 (GV. NRW S. 462), in der Fassung 
des Ersten Gesetzes zur Änderung des Kinderbildungsge-
setzes und zur Änderung des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes – Erstes KiBiz-Änderungsgesetz – vom 25.07.2011 
(GV. NRW. S. 385) hat der Rat der Stadt Detmold in seiner 
Sitzung am 24.11.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Im § 2 wird der folgende Absatz 4 neu eingefügt; der 
bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
Ferner wird ein Absatz 6 angefügt. 
4) In dem Umfang, in dem durch Landesrecht eine Bei-

tragsfreiheit geregelt wird, besteht keine Beitragspflicht. 
6) Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geldleis-

tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II), dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
XII) oder nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ge-
währt werden, die der Grundsicherung dienen, wird kein 
Elternbeitrag erhoben. 

 
§ 2 

Im § 3 wird der bisherige Wortlaut zum Absatz 1 und 
folgender Absatz 2 angefügt: 
2. Ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Tagesein-

richtungen für Kinder oder der Kindertagespflege nach 
§ 23 Abs. 3 KiBiz beitragsfrei, wird auch für die Ge-
schwisterkinder, die in einer Tageseinrichtung für Kin-
der, der Kindertagespflege oder der Offenen Ganztags-
schule betreut werden, kein Elternbeitrag erhoben. 

 
§ 3 

Die Satzung zur 2. Änderung der Satzung über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von 
Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege im 
Bereich des Jugendamtes der Stadt Detmold als örtlicher 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe in Detmold vom 
07.11.2008, in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
14.10.2009 tritt rückwirkend zum 1. August 2011 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 08.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
507 Satzung Über die Erhebung von Elternbeiträ-

gen für den Besuch von Tageseinrichtungen 
für Kinder und Kindertagespflege im Bereich 
des Jugendamtes der Stadt Detmold als örtli-
cher Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 
Detmold vom 08.12.2011 

 
Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 24.05.2011 (GV. NRW. S. 
271) in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Ach-
tes Buch (SGB VIII), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ge-
setzes vom 29.06.2011 (BGBl. I S. 1306) und § 23 Abs. 1 
des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kin-
dern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz); Viertes Gesetz zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes -SGB 
VIII- vom 30.10.2007 (GV. NRW S. 462), in der Fassung 
des Ersten Gesetzes zur Änderung des Kinderbildungsge-
setzes und zur Änderung des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes – Erstes KiBiz-Änderungsgesetz – vom  25.07.2011 
(GV. NRW. S. 385) hat der Rat der Stadt Detmold in seiner 
Sitzung  am 24.11.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
Diese Satzung findet Anwendung auf alle Tageseinrichtun-
gen für Kinder im Bereich des Jugendamtes der Stadt 
Detmold als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 
Detmold sowie die Inanspruchnahme von Kindertagespfle-
ge der Stadt Detmold. 
 

§ 2 Beitragspflicht, Beitragszeitraum 
1) Für die Betreuung von Kindern in den Tageseinrichtun-

gen für Kinder sowie im Rahmen der Kindertagespflege 
der Stadt Detmold ist ein monatlicher öffentlich-
rechtlicher Beitrag (Elternbeitrag) zu den Jahresbe-
triebs- bzw. den Tagespflegekosten gem. § 23 Abs. 1 
KiBiz zu leisten.  

2) Beitragspflichtige sind die Eltern des in den Tagesein-
richtungen aufgenommenen oder im Rahmen der Kin-
dertagespflege der Stadt Detmold betreuten Kindes.  

 Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so 
tritt dieser an die Stelle der Eltern.  

 Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflege-
eltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteu-
ergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die 
Personen, die diese Leistungen erhalten, an die Stelle 
der Eltern.  

 
3) Der Beitragszeitraum für die Inanspruchnahme einer 

Tageseinrichtung für Kinder ist das Kindergartenjahr, 
das dem Schuljahr entspricht. Es beginnt am 1. August 
eines Jahres und endet am 31. Juli des Folgejahres. 
Für die Betreuung im Rahmen der Kindertagespflege 
entspricht der mit dem Jugendamt vereinbarte Zeitraum 
dem Beitragszeitraum.  
Die Beitragspflicht bei Inanspruchnahme einer Ta-
geseinrichtung für Kinder besteht grundsätzlich für das 
gesamte Kindergartenjahr bzw. dem mit dem Jugend-
amt für die Betreuung im Rahmen der Kindertagespfle-
ge vereinbarten Zeitraum. 
Bei unterjährigen An- und Abmeldungen (z. B. Zuzug 
oder Wegzug) beginnt die Beitragspflicht mit dem Ers-
ten des Monats, in den das vertragliche Aufnahmeda-
tum fällt, bzw. endet die Beitragspflicht am Ende des 
Monats, in dem das Kind nach vorheriger ordnungsge-
mäßer Kündigung die Kindertageseinrichtung verlässt. 
Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der 
Einrichtung (z. B. in den Ferien) oder durch kurzfristige 
Unterbrechungen der Kindertagespflege (z. B. während 
des Urlaubs) sowie durch die tatsächlichen An- und 
Abwesenheiten des Kindes nicht berührt. 

4) In dem Umfang, in dem durch Landesrecht eine Bei-
tragsfreiheit geregelt wird, besteht keine Beitragspflicht.  

5) Auf Antrag können die Elternbeiträge vom Jugendamt 
der Stadt Detmold gem. § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII 
ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belas-
tung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. 

6) Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geldleis-
tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II), dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
XII) oder nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ge-
währt werden, die der Grundsicherung dienen, wird kein 
Elternbeitrag erhoben. 

 
§ 3 Geschwisterkinder 

1) Besuchen mehr als 1 Kind einer Familie oder von Per-
sonen, die nach § 2 Absatz 2 Satz 3 an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung für Kin-
der oder eine Offene Ganztagsschule im Primarbereich, 
so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weite-
re Kind. Das gilt auch für den Bereich der Kindertages-
pflege der Stadt Detmold.  
Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach den Sät-
zen 1 und 2 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der 
höchste Beitrag zu zahlen.  

2) Ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Tagesein-
richtungen für Kinder oder der Kindertagespflege nach 
§ 23 Abs. 3 KiBiz beitragsfrei, wird auch für die Ge-
schwisterkinder, die in einer Tageseinrichtung für Kin-
der, der Kindertagespflege oder der Offenen Ganztags-
schule betreut werden, kein Elternbeitrag erhoben. 

 
§ 4 Höhe der Elternbeiträge 

1) Ergibt die Einkommensermittlung nach § 5 ein zu be-
rücksichtigendes Jahresbruttoeinkommen unter 25.000 
Euro, sind keine Beiträge zu entrichten (sog. Beitrags-
freigrenze). 
Ab einem Jahreseinkommen von 25.000 Euro besteht 
grundsätzlich Beitragspflicht. Diese beinhaltet mindes-
tens die Zahlung des nach Kindesalter und Betreu-
ungsstunden festgesetzten Mindestbeitrags. 
Die individuelle Höhe des monatlichen Elternbeitrags 
wird ermittelt, indem zunächst das nach § 5 ermittelte 
Jahresbruttoeinkommen mit einem festen Prozentsatz 
multipliziert wird. 
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Dieser Prozentsatz ist abhängig vom Kindesalter und 
den vereinbarten wöchentlichen Betreuungsstunden. 
Der so errechnete Wert wird durch 12 Monate dividiert. 
Von dem sich daraus ergebenden Betrag wird ein eben-
falls nach dem Kindesalter und den vereinbarten wö-
chentlichen Betreuungsstunden gestaffelter Abzugsbe-
trag subtrahiert.  
Das kaufmännisch auf volle Euro gerundete Ergebnis 
ergibt den individuellen monatlichen Elternbeitrag. 
Der auf das beitragspflichtige Jahresbruttoeinkommen 
anzuwendende Prozentwert, der Abzugsbetrag und der 
Mindestbeitrag werden gemäß den als Anlage 1 und 2 
dieser Satzung beigefügten Tabellen festgesetzt.  

2) Eine Ermittlung des Jahreseinkommens entfällt, wenn 
die Beitragspflichtigen ein Jahresbruttoeinkommen von 
über 80.000 Euro angeben (Einkommenshöchstgren-
ze). In diesem Fall ist der jeweils nach Kindesalter und 
den gewählten Betreuungsstunden gestaffelte Höchst-
betrag gemäß den als Anlage 1 und 2 dieser Satzung 
beigefügten Tabellen zu zahlen.  

3) Unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme 
wird der maßgebliche Beitrag für den jeweils vereinbar-
ten Betreuungsumfang erhoben. 

4) Die Träger der Tageseinrichtungen für Kinder, die Ta-
gesmütter bzw. Tagesväter können von den Beitrags-
pflichtigen ein Entgelt für das Mittagessen verlangen. 

 
§ 5 Bemessungsgrundlage, Einkommen 

1) Als Bemessungsgrundlage für die Festsetzung des El-
ternbeitrages dient die Höhe des Jahreseinkommens 
der Eltern. Die Elternbeiträge richten sich nach dem Al-
ter des Kindes und dem vertraglich vereinbarten Be-
treuungsumfang. Ab dem Ersten des Monats, in dem 
das Kind 3 Jahre alt wird, ist der Elternbeitrag neu fest-
zusetzen. 

 Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus den als An-
lage 1 und 2 beigefügten Tabellen.  
Sind die Aufwendungen für die Betreuung eines Kindes 
in der Kindertagespflege geringer als der nach der Ta-
belle zu erhebende Elternbeitrag, so ist maximal der 
Betreuungsaufwand als Elternbeitrag zu erheben. 
Für die Betreuung von Kindern in der Kindertagespfle-
ge, die gleichzeitig in einer Tageseinrichtung für Kinder 
betreut werden (kombinierte Betreuung), sind die Be-
treuungsstunden der Kindertagespflege den mit der 
Kindertageseinrichtung vertraglich vereinbarten Stun-
denzahlen hinzuzurechnen. Die Differenz ist als zusätz-
licher Elternbeitrag  zu erheben. 
Im Fall des § 2 Abs. 2 Satz 3 (Vollzeitpflege) entfällt die 
Zahlung eines Elternbeitrages.  

2) Als Einkommen ist die Summe der positiven Einkünfte 
im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuer-
gesetzes (EStG) zu verstehen. Ein Ausgleich mit Ver-
lusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten 
des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zuläs-
sig.  
Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur De-
ckung des Lebensunterhalts bestimmten öffentlichen 
Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der El-
ternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen.  
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und 
entsprechenden Vorschriften sowie das Erziehungsgeld 
nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz sind nicht hin-
zuzurechnen. 
 
 
 

 
Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz bleibt nur bis zu den im § 10 dieses Ge-
setzes genannten Beträgen unberücksichtigt. 
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall 
des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung 
oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, 
dann ist dem nach Absatz 1 ermittelten Einkommen ein 
Betrag von 10 vom Hundert der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung 
des Mandats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 
Abs. 6 EStG zu gewährenden Freibeträge von dem 
nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuzie-
hen. 

3) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist 
immer das Einkommen eines Kalenderjahres. Im Rah-
men der erstmaligen Ermittlung des Jahreseinkommens 
(bei Aufnahme des Kindes)  oder im Rahmen einer zu 
aktualisierenden Berechnung aufgrund von Änderungen 
in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
sind die prognostizierten Einkünfte für das laufende Ka-
lenderjahr zu berücksichtigen, wenn davon auszugehen 
ist, dass die Einkommenssituation voraussichtlich auf 
Dauer besteht. Eine Festsetzung erfolgt für den gesam-
ten beitragspflichtigen Zeitraum des laufenden Jahres. 
Sollte aus rechtlichen und tatsächlichen Gründen die 
Ermittlung des Einkommens des laufenden Kalender-
jahres nicht möglich sein, ist zunächst auf das Einkom-
men eines Kalendervorjahres zurückzugreifen. Bei der 
Überprüfung einer bereits erfolgten oder bei einer erst-
maligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das 
tatsächliche Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zu 
Grunde gelegt. 

4) Eine vorzeitige Anpassung des Elternbeitrags im Ka-
lenderjahr gegenüber der vorangegangenen Festset-
zung erfolgt bei einer Einkommenserhöhung oder -
verringerung um mehr als 10 %. In den Folgejahren der 
Beitragsfestsetzung erfolgt jeweils eine rückwirkende 
Neufestsetzung des Elternbeitrages gemäß dem tat-
sächlichen Einkommen der jeweiligen Kalendervorjah-
re. 

 
§ 6 Auskunfts- und Anzeigepflichten 

1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilen die Träger 
der Tageseinrichtungen für Kinder unverzüglich die 
Namen, Anschriften, Geburtsdaten, Betreuungsform 
und -umfang und die Aufnahme- und Abmeldedaten der 
Kinder sowie die entsprechenden Angaben der Eltern 
mit.  

2) Zum Nachweis des maßgeblichen Einkommens ist von 
den Beitragspflichtigen die  Erklärung zum Elternein-
kommen auszufüllen und mit allen darin geforderten 
Nachweisen dem Jugendamt der Stadt Detmold zuzu-
leiten. 

3) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Bei-
tragszeitraumes verpflichtet, Veränderungen in den 
wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für 
die Bemessung des Elternbeitrags maßgeblich sind, 
unverzüglich mitzuteilen. 

4) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und 
Anzeigepflichten nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße nach, so ist der höchste Elternbeitrag zu erhe-
ben. 
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§ 7 Beitragsfestsetzung, Fälligkeit 

1) Die Festsetzung des Elternbeitrags erfolgt durch Be-
scheid. 

2) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrags 
bzw. bei einer Festsetzung nach § 6 Absatz 4 dieser 
Satzung erfolgt die endgültige Festsetzung rückwirkend 
nach Vorlage der erforderlichen Einkommensunterla-
gen. 
Wird bei einer Überprüfung eines nicht vorläufigen Bei-
tragsbescheides festgestellt, dass sich Änderungen der 
Einkommensverhältnisse ergeben haben, die zu einer 
anderen Beitragshöhe führen, so ist der Beitrag gege-
benenfalls auch rückwirkend neu festzusetzen. 

3) Der Elternbeitrag ist 14 Tage nach Zugang des Bei-
tragsbescheides erstmalig zu entrichten und in den Fol-
gemonaten jeweils bis zum 3. Werktag eines Monats im 
Voraus an das Jugendamt der Stadt Detmold zu zah-
len. 

5) Unabhängig von den in § 6 dieser Satzung genannten 
Auskunfts- und Anzeigepflichten ist das Jugendamt der 
Stadt Detmold berechtigt, die persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen zu ü-
berprüfen. 

6) Der Elternbeitrag unterliegt der Beitreibung im Verwal-
tungszwangsverfahren nach den Vorschriften des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen. 

 
§ 8 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 08.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anlage 1 zu § 4 Abs. 1 und 2: 
 

   Elternbeiträge für Kindertageseinrichtungen  
 

 Kinder unter 3 Jahre  Kinder von 3 Jahre bis 
zur Schulpflicht + Hort 

 25/ 35 
WStd. 

45 WStd. 25/ 35 
WStd. 

45 WStd. 

Mindestbetrag 81 € 115 € 18 € 33 € 

Höchstbetrag 315 € 422 € 210 € 303 € 

Prozentsatz 5,1 % 6,7 % 4,2 % 5,9 % 

Abzugsbetrag 25 € 25 € 70 € 90 € 

 
Anlage 2 zu § 4 Abs. 1 und 2: 
 

  Elternbeiträge für Kindertagespflege 
 

 Kinder unter 3 Jahre Kinder von 3 Jahre bis zur 
Schulpflicht + Schulkinder 

 bis 25 
WStd. 

ab 25 
WStd.  
bis 35 
WStd. 

ab 35 
WStd. 

bis 25 
WStd. 

ab 25 
WStd. 
bis 35 
WStd. 

ab 35 
WStd. 

Mindestbetrag 48 € 81 € 115 € 7 € 18 € 33 € 

Höchstbetrag 208 € 315 € 422 € 153 € 210 € 303 € 

Prozentsatz 3,5 % 5,1 % 6,7 % 3,2 % 4,2 % 5,9 % 

Abzugsbetrag 25 € 25 € 25 € 60 € 70 € 90 € 

 
Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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508 1. Satzung zur Änderung der „Satzung über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Offene 
Ganztagsschule im Primarbereich der Stadt 
Detmold vom 07.11.2008“ vom 08.12.2011 

 
Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 24.05.20112 (GV. NRW. 
S.271) in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Ach-
tes Buch (SGB VIII), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ge-
setzes vom 29.06.2011 (BGBl. I S. 1306) sowie § 9 Abs. 3 
des Schulgesetzes für das Land  Nordrhein-Westfalen 
(SchulG NRW) vom15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 05.04.2011 (GV. NRW. S. 205) 
und dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kin-
dern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz); Viertes Gesetz zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) 
vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462), in der Fassung des 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes 
und zur Änderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – 
Erstes KiBiz-Änderungsgesetz – vom 20.05.2011 (GV. 
NRW. S. 385) hat der Rat der Stadt Detmold in seiner Sit-
zung am 24.11.2011 folgende 1. Änderung der Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Im § 2 wird nach Absatz 4 folgenden Absatz 5 angefügt: 
5. Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geldleis-

tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
II), dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gewährt wer-
den, die der Grundsicherung dienen, wird kein Eltern-
beitrag erhoben. 

 
§ 2 

Im § 3 wird der bisherige Wortlaut zum Absatz 1 und fol-
gender Absatz 2 angefügt: 
2. Ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Tagesein-

richtungen für Kinder oder der Kindertagespflege nach § 
23 Abs. 3 KiBiz beitragsfrei, wird auch für die Geschwis-
ter-Kinder, die in einer Tageseinrichtung für Kinder, der 
Kindertagespflege oder der Offenen Ganztagsschule 
betreut werden, kein Elternbeitrag erhoben. 

 
§ 3 

Die Satzung zur 1. Änderung der „Satzung über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Offene Ganztagsschule im 
Primarbereich der Stadt Detmold vom 07.11.2008“ tritt rück-
wirkend zum 01.08.2011 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 08.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
509 Satzung über die Erhebung von Elternbeiträ-

gen für die Offene Ganztagsschule im Primar-
bereich der Stadt Detmold vom 08.12.2011 

 
Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 24.05.20112 (GV. NRW. 
S.271) in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch 
Achtes Buch (SGB VIII), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 29.06.2011 (BGBl. I S. 1306) sowie § 9 Abs. 
3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(SchulG NRW) vom15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 05.04.2011 (GV. NRW. S. 
205) und dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz); Viertes Gesetz 
zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB 
VIII) vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462), in der Fassung 
des Ersten Gesetzes zur Änderung des Kinderbildungsge-
setzes und zur Änderung des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes – Erstes KiBiz-Änderungsgesetz – vom 20.05.2011 
(GV. NRW. S. 385) hat der Rat der Stadt Detmold in seiner 
Sitzung am 24.11.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
1) Die Satzung findet Anwendung auf alle im Rahmen 

des Schulgesetzes für das Land Nordhrein-Westfalen 
(SchulG) in Verbindung mit dem Kinderbildungsge-
setz (KiBiz) im Primarbereich gegebenenfalls unter 
Beteiligung von Kooperationspartnern eingerichteten 
offenen Ganztagsschulen der Stadt Detmold. 

2) Die offenen Ganztagsschulen bieten zusätzlich zu ih-
rem Regelunterricht an den Unterrichtstagen und an 
unterrichtsfreien Tagen (außer an Samstagen, Sonn- 
und Feiertagen) und bei Bedarf auch in den Schulfe-
rien außerhalb der Unterrichtszeiten Angebote (auße-
runterrichtliche Angebote) an.  
Der Zeitrahmen dafür erstreckt sich unter Einschluss 
der allgemeinen Unterrichtszeiten in der Regel von 
morgens 8.00 Uhr (spätestens) bis nachmittags 16.00 
Uhr, mindestens aber bis 15.00 Uhr. 

3) Die Angebote sind schulische Veranstaltungen im 
Sinne der schulrechtlichen Vorschriften 
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§ 2 Beitragspflicht, Beitragszeitraum 

1) Für die Teilnahme der Schulkinder an den außerun-
terrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsschule 
ist ein monatlicher öffentlich-rechtlicher Beitrag (El-
ternbeitrag) zu den Jahresbetriebskosten zu leisten. 

2) Beitragspflichtig sind die Eltern des in der Offenen 
Ganztagsschule schriftlich angemeldeten und aufge-
nommenen Kindes. Lebt das Kind nur mit einem El-
ternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der El-
tern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den 
Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkom-
menssteuergesetz gewährt oder  Kindergeld gezahlt, 
treten die Personen, die diese Leistungen erhalten, 
an die Stelle der Eltern. 

3) Der Beitragszeitraum ist das Schuljahr. Es beginnt am 
01.08. des einen Jahres und endet  am 31.07. des 
folgenden Jahres. 
Die Beitragspflicht beginnt mit der Aufnahme des Kin-
des in der Offenen Ganztagsschule; sie besteht 
grundsätzlich für das gesamte Schuljahr. 
Bei unterjährigen An- und Abmeldungen (z. B. Zuzug 
oder Wegzug) beginnt die Beitragspflicht mit dem 1. 
des Monats, in den das vertragliche Aufnahmedatum 
fällt bzw. endet die Beitragspflicht am Ende des Mo-
nats, in dem das Kind nach vorheriger ordnungsge-
mäßer Kündigung des Vertragsverhältnisses die Of-
fene Ganztagsschule verlässt. 
Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der 
Einrichtung (z. B. in den Ferien) oder durch die tat-
sächlichen An- und Abwesenheiten des Kindes nicht 
berührt. 

4) Auf Antrag können die Elternbeiträge vom Jugendamt 
der Stadt Detmold gem. § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII 
ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belas-
tung den Eltern und  dem Kind nicht zuzumuten ist. 

5) Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geld-
leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II), dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
XII) oder nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ge-
währt werden, die der Grundsicherung dienen, wird 
kein Elternbeitrag erhoben. 
 

§ 3 Geschwisterkinder 
1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von  

Personen, die nach § 2 Abs. 2 Satz 3  an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung, 
so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes wei-
tere Kind. Das gilt auch für den Bereich der Kinderta-
gespflege  der Stadt Detmold. 
Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Satz 1 
unterschiedlich hohe Beiträge, weil gleichzeitig ein 
oder mehrere Kinder auch eine Tageseinrichtung für 
Kinder im Bereich des Jugendamtes der Stadt Det-
mold besuchen oder im Rahmen der Kindertagespfle-
ge der Stadt Detmold betreut werden, für die nach der 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
die Tageseinrichtungen für Kinder im Bereich des Ju-
gendamtes der Stadt Detmold als örtlicher Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe in Detmold ein höherer Bei-
trag zu entrichten ist, so ist der höchste Beitrag zu 
zahlen.  
 
 
 
 
 
 
 

 
2) Ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Tagesein-

richtungen für Kinder oder der Kindertagespflege 
nach § 23 Abs. 3 KiBiz beitragsfrei, wird auch für die 
Geschwisterkinder, die in einer Tageseinrichtung für 
Kinder, der Kindertagespflege oder der Offenen 
Ganztagsschule betreut werden, kein Elternbeitrag 
erhoben. 
 

§ 4 Höhe des Elternbeitrages 
1) Ergibt die Einkommensermittlung nach § 5 ein zu be-

rücksichtigendes Jahresbruttoeinkommen unter 
25.000 Euro, sind keine Beiträge zu entrichten (sog. 
Beitragsfreigrenze).  
Ab einem Jahreseinkommen von 25.000 Euro besteht 
grundsätzlich Beitragspflicht. 
Die individuelle Höhe des monatlichen Elternbeitrags 
wird ermittelt, indem zunächst das nach § 5 ermittelte 
Jahresbruttoeinkommen mit einem festen Prozentsatz 
multipliziert wird. 
Der so errechnete Wert wird durch 12 Monate divi-
diert. Von dem sich daraus ergebenden Betrag wird 
ein Abzugsbetrag in Höhe von 25 Euro subtrahiert. 
Das kaufmännisch auf volle Euro gerundete Ergebnis 
ergibt den individuellen monatlichen Elternbeitrag. 
Der auf das beitragspflichtige Jahresbruttoeinkommen 
anzuwendende Prozentwert, der Abzugsbetrag und 
der Mindestbetrag werden gemäß der Tabelle in An-
lage 1 zu dieser Satzung festgesetzt.  
 

2) Eine Ermittlung des Jahreseinkommens entfällt, wenn 
die Beitragspflichtigen ein Jahresbruttoeinkommen 
von über 80.000 Euro angeben (Einkommenshöchst-
grenze). In diesem  Fall ist der Höchstbetrag gemäß 
der Tabelle in Anlage 1 zu dieser Satzung zu zahlen. 

 
3) Die Träger der Offenen Ganztagsschulen können von 

den Beitragspflichtigen ein Entgelt für das Mittagessen 
verlangen. 
 

§ 5 Bemessungsgrundlage, Einkommen 
1) Als Bemessungsgrundlage für die Festsetzung des 

Elternbeitrages dient die Höhe des Jahreseinkom-
mens. Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der 
als Anlage beigefügten Tabelle. Im Fall des § 2 Abs. 2 
Satz 3 entfällt die Zahlung eines Elternbeitrages. 

 
2) Als Einkommen ist die Summe der positiven Einkünfte 

im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG) zu verstehen. Ein Ausgleich mit 
Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlus-
ten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht 
zulässig.  
Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur 
Deckung des Lebensunterhalts bestimmten öffentli-
chen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das 
der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
und entsprechenden Vorschriften sowie das Erzie-
hungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz 
sind nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem 
Gesetz zum Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) bleibt nur bis zu den im § 10 dieses Gesetzes 
genannten Beträgen unberücksichtigt. 
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Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall 
des Ausscheidens 
eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle 
eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach 
diesen Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 
10 vom Hundert der Einkünfte aus diesem Beschäfti-
gungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des 
Mandats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 
32 Abs. 6 EStG zu gewährenden Freibeträge von 
dem nach Absatz 1 ermittelten Einkommen abzuzie-
hen. 
 

3) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist 
immer das Einkommen eines Kalenderjahres. Im 
Rahmen der erstmaligen Ermittlung des Jahresein-
kommens (bei Aufnahme des Kindes)  oder im Rah-
men einer zu aktualisierenden Berechnung aufgrund 
von Änderungen in den persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnissen sind die prognostizierten Einkünf-
te für das laufende Kalenderjahr zu berücksichtigen, 
wenn davon auszugehen ist, dass die Einkommenssi-
tuation voraussichtlich auf Dauer besteht. Eine Fest-
setzung erfolgt für den gesamten beitragspflichtigen 
Zeitraum des laufenden Jahres. 
Sollte aus rechtlichen und tatsächlichen Gründen die 
Ermittlung des Einkommens des laufenden Kalender-
jahres nicht möglich sein, ist zunächst auf das Ein-
kommen eines Kalendervorjahres zurückzugreifen. 
Bei der Überprüfung einer bereits erfolgten oder bei 
einer erstmaligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung 
wird das tatsächliche Einkommen im Jahr der Bei-
tragspflicht zu Grunde gelegt. 

4) Eine vorzeitige Anpassung des Elternbeitrags im Ka-
lenderjahr gegenüber der vorangegangenen Festset-
zung erfolgt bei einer Einkommenserhöhung oder -
verringerung um mehr als 10 %. In den Folgejahren 
der Beitragsfestsetzung erfolgt jeweils eine rückwir-
kende Neufestsetzung des Elternbeitrages gemäß 
dem tatsächlichen Einkommen der jeweiligen Kalen-
dervorjahre. 
 

§ 6 Auskunfts- und Anzeigepflicht 
1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilen die Of-

fenen Ganztagsschulen dem Jugendamt der Stadt 
Detmold unverzüglich die Namen, Anschriften, Ge-
burtsdaten, Betreuungsform und -umfang und die 
Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die 
entsprechenden Angaben der Eltern mit.  

2) Zum Nachweis des maßgeblichen Einkommens ist 
von den Beitragspflichtigen die Erklärung zum Eltern-
einkommen auszufüllen und mit allen darin geforder-
ten Nachweisen dem Jugendamt der Stadt Detmold 
zuzuleiten. 

3) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten 
Beitragszeitraumes verpflichtet, Veränderungen in 
den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, 
die für die Bemessung des Elternbeitrags maßgeblich 
sind, unverzüglich mitzuteilen. 

4) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und 
Anzeigepflichten nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße nach, so ist der höchste Elternbeitrag zu erhe-
ben. 
 
 

 
§ 7 Beitragsfestsetzung, Fälligkeit 

1) Die Festsetzung des Elternbeitrags erfolgt durch Be-
scheid. 

2) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrags 
bzw. bei einer Festsetzung nach § 6 Absatz 4 dieser 
Satzung erfolgt die endgültige Festsetzung rückwir-
kend nach Vorlage der erforderlichen Einkommensun-
terlagen. 
Wird bei einer Überprüfung eines nicht vorläufigen 
Beitragsbescheides festgestellt, dass sich Änderun-
gen der Einkommensverhältnisse ergeben haben, die 
zu einer anderen Beitragshöhe führen, so ist der Bei-
trag gegebenenfalls auch rückwirkend neu festzuset-
zen. 

3) Der Elternbeitrag ist 14 Tage nach Zugang des Bei-
tragsbescheides erstmalig zu entrichten und in den 
Folgemonaten jeweils bis zum 3. Werktag eines Mo-
nats im Voraus an das Jugendamt der Stadt Detmold 
zu zahlen. 

4) Unabhängig von den in § 6 dieser Satzung genannten 
Auskunfts- und Anzeigepflichten ist das Jugendamt 
der Stadt Detmold berechtigt, die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen 
zu überprüfen. 

5) Der Elternbeitrag unterliegt der Beitreibung im Verwal-
tungszwangsverfahren nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. 

 
§ 8 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung vom 08.12.2011 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 08.12.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 
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Anlage zu § 4: 
 
Elternbeiträge für die Offene Ganztagsschule 
 

 OGS 

Mindestbetrag 27 € 

Höchstbetrag 142 € 

Prozentsatz 2,5 % 

Abzugsbetrag 25 € 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
510 Satzung zur Änderung der „Beitrags- und Ge-

bührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Detmold vom 28.11.2003“vom 08.12.2011 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 4 des Gesetzes vom 24.05.2011 (GV. NRW. 
2011 S. 271), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV NRW  S. 
394) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW, 
S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat der Rat der 
Stadt Detmold in seiner Sitzung am 24.11.2011 die folgen-
de Satzung beschlossen 
 

§ 1 
Der § 4 Abs. 9 der Beitrags- und Gebührensatzung wird 
wie folgt geändert: 
Die Zahl 3,81 € wird ersetzt durch die Zahl 3,90 €. 
 

§ 2 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 08.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
511 Satzung des Sparkassenzweckverbandes der 

Kreise  Lippe und Paderborn und der Städte 
Barntrup, Detmold, Horn  - Bad Meinberg, La-
ge, Marsberg und Paderborn 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat die Satzung des Spar-
kassenzweckverbandes der Kreise Lippe und Paderborn 
und der Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, 
Lage, Marsberg und Paderborn 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold Nr. 49 
(ausgegeben in Detmold am 5. Dezember 2011) bekannt 
gemacht. 
Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 01.10.1979 (GV.NRW S.621), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12.05.2009 (GV.NRW S. 298, ber. S. 326), 
wird hiermit auf die Veröffentlichung hingewiesen. 
 
 
Detmold, 16.12.2011 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
512 Satzung über die Straßenreinigung und die Er-

hebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs-  und Gebührensatzung) 
der Stadt Detmold vom 22.12.2011 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW S.666-SGV.NW 2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. 
S.271), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öf-
fentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 18. Dez. 1975 
(GV.NW S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW. S.390) und der §§ 4 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV.NW S 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Abschaffung der Jagdsteuer vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW. S. 394) hat der Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 21. Dezember 2011 folgende Satzung be-
schlossen: 
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§ 1 Allgemeines 

(1) Die Stadt betreibt die Reinigung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (öf-
fentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Orts-
lagen, bei Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreis-
straßen jedoch nur der Ortsdurchfahrten, als öffentli-
che Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 
ff. dieser Satzung den Grundstückseigentümern über-
tragen wird. Ist das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Erbbauberechtigte. 

(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie 
die Winterwartung der Gehwege und der Fahrbah-
nen. Die Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung 
aller Verunreinigungen von der Straße, die die Hy-
giene oder das Stadtbild nicht unerheblich beein-
trächtigen oder eine Gefährdung des Verkehrs dar-
stellen können. Die Reinigungspflicht der Stadt Det-
mold beinhaltet als Winterwartung insbesondere das 
Schneeräumen sowie das Bestreuen an den gefährli-
chen Stellen der verkehrswichtigen Straßen bei 
Schnee- und Eisglätte. Auf Straßen mit abzweigen-
den Stichwegen/Stichstraßen erfolgt die Winterwar-
tung ausschließlich auf dem Hauptzug. Art und Um-
fang der Reinigungspflichten der Anlieger ergeben 
sich aus den §§ 2 – 4 dieser Satzung.  

(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten 
- alle selbstständigen Gehwege  
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 
StVO) 
- alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch 
Fußgänger vorgesehenen Straßenteile sowie 
 - Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem Stra-
ßenrand bei allen Straßen und Straßenteilen, deren 
Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder gebo-
ten ist, insbesondere in verkehrsberuhigten Berei-
chen (Zeichen 325.1 StVO) und Fußgängerberei-
chen (Zeichen 242.1 StVO). 

(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die ge-
samte übrige Straßenoberfläche, also neben den 
dem Fahrverkehr dienenden Teilen der Straße insbe-
sondere auch die Trennstreifen, befestigten Seiten-
streifen, die Bankette, die Bushaltestellenbuchten 
sowie die Radwege.  

 
§ 2 Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grund-

stückseigentümer 
(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeich-

nis (Anlage 2) besonders kenntlich gemachten Fahr-
bahnen und Gehwege wird in dem festgelegten Um-
fang (§§ 3 und 4) und Zeitraum (Anlage 1) den Eigen-
tümern der an die Straße angrenzenden und durch 
sie erschlossenen Grundstücke auferlegt. Die Anlage 
1 und das Straßenverzeichnis (Anlage 2) sind Be-
standteil dieser Satzung. Straßen oder Straßenteile, 
innerhalb der geschlossenen Ortslage, die im anlie-
genden Straßenverzeichnis (Anlage 2) nicht aufge-
führt sind, werden der Reinigungsklasse A 1 / WD 0 
zugeordnet. 

(2) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende 
Verpflichtung des Verursachers, außergewöhnliche 
Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu besei-
tigen, befreit den Reinigungspflichtigen nicht von sei-
ner Reinigungspflicht. 

 
 
 
 

 
§ 3 Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht 
(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils 

bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer Straßenseite 
ein reinigungspflichtiger Anlieger vorhanden, er-
streckt sich die Reinigungspflicht auf die gesamte 
Straßenfläche. 

(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend Abs. 1, die 
übrigen Gehwege in ihrer gesamten Breite zu reini-
gen. Die Gehwegreinigung umfasst unabhängig vom 
Verursacher, neben der Beseitigung von Schmutz 
und Laub, auch die Beseitigung von Unkraut und 
sonstigen Verunreinigungen.  

(3) Fahrbahnen und Gehwege sind innerhalb des nach 
Anlage 1 festgelegten Reinigungszeitraums zu säu-
bern. Außergewöhnliche Verunreinigungen sind un-
verzüglich zu beseitigen. Belästigende Staubentwick-
lung ist zu vermeiden. Verunreinigungen sind nach 
Beendigung der Säuberung unverzüglich unter Be-
rücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestimmungen 
zu entsorgen. Laub ist unverzüglich zu beseitigen, 
wenn es eine Gefährdung des Verkehrs darstellt. 
Verunreinigungen dürfen weder dem Nachbarn zuge-
führt, noch in die Straßenrinne oder andere Entwäs-
serungsanlagen gegeben werden. 

 
§ 4 Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m von 
Schnee freizuhalten. Auf Gehwegen ist bei Eis- und 
Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwendung von 
Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätz-
lich verboten ist; ihre Verwendung ist nur erlaubt 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen 

(z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von ab-
stumpfenden Mitteln keine hinreichende Streu-
wirkung zu erzielen ist, 

b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. 
Treppen, Rampen, Brückenauf- oder -
abgängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstre-
cken oder ähnlichen Gehwegabschnitten. 

(2) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für 
Schulbusse müssen die Gehwege so von Schnee 
freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein 
möglichst gefahrloses Ein- und Aussteigen sowie ein 
gefahrloser Zu- und Abgang zu den Haltestellenein-
richtungen gewährleistet ist. 

(3) Ist die Winterwartung der Fahrbahn übertragen, so 
sind bei Eis- und Schneeglätte 

 - gekennzeichnete Fußgängerüberwege  
 - Querungshilfen über die Fahrbahn und 
 - Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Geh-

wege an Straßenkreuzungen oder -einmün-dungen 
jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, 
wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor auftauen-
den Mitteln einzusetzen sind. § 3 Abs. 1 Satz 2 der 
Satzung gilt entsprechend. 
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(4) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr (sonn- und feier-

tags von 9.00 bis 20.00 Uhr) gefallener Schnee und 
entstandene Glätte sind unverzüglich nach Beendi-
gung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der 
Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener 
Schnee und entstandene Glätte sind am Folgetag 
(werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 
Uhr) zu beseitigen. Der Schnee ist auf dem an die 
Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder not-
falls auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der 
Fußgänger- und Fahrverkehr hierdurch nicht mehr 
als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird. 
Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht 
mit Salz oder sonstigen auftauenden Materialien be-
streut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel 
enthaltender Schnee darf auf ihnen nicht gelagert 
werden. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und 
die Hydranten sind von Eis und Schnee freizuhalten. 
Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf 
die Straße geschafft werden. Die Straßenoberfläche 
darf durch die Winterwartung nicht beschädigt wer-
den. 

 
§ 5 Benutzungsgebühren 

Die Stadt erhebt für die von ihr durchgeführte Reinigung 
der öffentlichen Straßen Benutzungsgebühren nach § 6 
Abs. 2 KAG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 StrReinG NW. 
Den Kostenanteil, der auf das allgemeine öffentliche Inte-
resse an der Straßenreinigung sowie auf die Reinigung der 
Straßen oder Straßenteile entfällt, für die eine Gebühren-
pflicht nicht besteht, trägt die Stadt. 
 

§ 6 Gebührenmaßstab und Gebührensatz 
(1) Maßstab für die Benutzungsgebühren sind die 

Grundstücksseiten entlang der gereinigten Straße, 
durch die das Grundstück erschlossen ist (Frontlän-
ge), und die nach Straßenart (Abs. 3) und Häufigkeit 
der Reinigung bestimmte Reinigungsklassen gemäß 
dem anliegenden Straßenverzeichnis. Bei Grundstü-
cken, deren Seitengrenzen nicht senkrecht zur Stra-
ßenmittellinie verlaufen oder deren längste parallel 
zur Straßenmittellinie verlaufende Ausdehnung län-
ger als die gemeinsame Grenze von Grundstück und 
Straße ist und bei Hinterliegergrundstücken wird eine 
Projektion durchgeführt. Straßenlänge ist dann die 
Länge der Straßengrenze zwischen zwei Senkrech-
ten, die von den äußeren Punkten der Grundstücks-
seite oder -seiten, die der zu reinigenden Straße zu-
gekehrt sind, auf der Straßenmittellinie lotrecht errich-
tet werden. Grenzt ein durch die Straße erschlosse-
nes Grundstück nicht oder nur zum Teil an diese 
Straße und weist es im übrigen keine ihr zugewandte 
Grundstücksseite auf, so wird die Frontlänge bzw. 
Grundstücksseite zugrunde gelegt, die sich bei einer 
gedachten Verlängerung dieser Straße in gerader Li-
nie ergeben würde. Grenzt ein Grundstück mit ver-
schiedenen Grundstücksseiten an verschiedene be-
fahrbare Straßenteile derselben mit Kraftfahrzeugen 
befahrbaren Erschließungsanlage, so wird die längs-
te Grundstücksseite von den an die verschiedenen 
Straßenabschnitte grenzenden Grundstücksseiten als 
Frontlänge zur Bemessung der Straßenreinigungs-
gebühr zugrunde gelegt. Liegt ein Grundstück an 
mehreren zu reinigenden Straßen, so werden die 
Grundstücksseiten an den Straßen zugrunde gelegt, 
durch die eine wirtschaftliche oder verkehrliche Nut-
zung des Grundstücks möglich ist. Bei der Feststel-
lung der Grundstücksseiten nach Absatz 1 werden  

 
 Bruchteile eines Meters bis zu 50 cm einschließlich 

abgerundet und über 50 cm aufgerundet. Wird ein 
Grundstück über eine unselbständige öffentliche 
Stichstraße oder einen unselbständigen öffentlichen 
Stichweg erschlossen, ist oder sind nur die an den 
Hauptzug angrenzende bzw. dem Hauptzug zuge-
kehrte Grundstücksseite oder –seiten zugrunde zu 
legen. 

(2) Die Straßenreinigungsgebühr setzt sich zusammen 
aus einer Gebühr für: 
− die maschinelle Sommerreinigung 
− die zusätzliche manuelle Reinigung 
− die Winterwartung. 

(3) Für die maschinelle Sommerreinigung beträgt die 
Benutzungsgebühr bei einer einmaligen wöchentli-
chen Reinigung jährlich je Meter 
a) für überwiegend dem Fußgängerverkehr ge-

widmete Straßen (Fußgängerzonen) 5,04 € 
b) für Fahrbahnen, die vorwiegend dienen  

− dem Anliegerverkehr  2,00 € 
− dem innerörtlichen Verkehr  1,90 € 
− dem überörtlichen Verkehr  1,80 € 

c) für selbstständige und unselbstständige Geh-
wege  2,80 € 

Bei mehrfacher Reinigung vervielfacht sich die Ge-
bühr entsprechend. 

(4) Die Zugehörigkeit einer Straße zu den in Absatz 3 
Buchstaben a) bis c) genannten Straßenarten sowie 
die Anzahl der wöchentlichen Reinigungen in den 
einzelnen Straßenarten ergeben sich aus dem Stra-
ßenverzeichnis (Anlage 2) und dem Verzeichnis über 
die Reinigungsklassen (Anlage 1), welche Bestandteil 
dieser Satzung sind. Im Straßenverzeichnis sind 
auch die Straßen kenntlich gemacht, in denen die 
Stadt eine Winterwartung durchführt und eine ent-
sprechende Gebühr nach Abs. 6 erhebt. 

(5) Für die zusätzliche manuelle Reinigung beträgt die 
Gebühr je Meter jährlich 5,08 €. Die Aufstellung der 
Straßen mit zusätzlichen manuellen Reinigungen er-
gibt sich aus der Anlage 3 dieser Satzung, die Anlage 
3 ist Bestandteil dieser Satzung. 

(6) Für die Winterwartung der Fahrbahnen beträgt die 
Gebühr je Meter jährlich 1,76 €, bei eingeschränktem 
Winterdienst je Meter jährlich 0,88 €. Eingeschränkter 
Winterdienst bedeutet, dass diese Straßen in der Re-
gel in einem geringeren Umfang geräumt werden. 
Der Winterdienst auf diesen Straßen erfolgt, wenn die 
Farbahnen erheblich eingeschränkt befahrbar sind. 

 
§ 7 Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer bzw. Erbbaube-
rechtigte des erschlossenen Grundstücks. Mehrere 
Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue 
Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats an 
gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsände-
rung im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren-
pflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. 
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflichti-
ge der Stadt innerhalb eines Monats nach der 
Rechtsänderung schriftlich und mit Nachweis der 
Grundbucheintragung mitzuteilen.  

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errech-
nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len und zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das 
Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 
festzusetzen oder zu überprüfen. 
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§ 8 Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühren 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Erstem des 

Monats der auf den Beginn der regelmäßigen Reini-
gung der Straße folgt, frühestens jedoch mit dem In-
krafttreten dieser Satzung, und erlischt mit dem Ende 
des Monats, mit dem die regelmäßige Reinigung ein-
gestellt wird. Entsprechendes gilt bei einer Änderung 
der Berechnungsgrundlagen. 

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der 
Gebühr, so mindert oder erhöht sich die Benutzungs-
gebühr mit Beginn des auf die Änderung folgenden 
Monats. Bei einem Ausbleiben der turnusgemäßen 
Straßenreinigung auf der gesamten Straße bis zu 4 
Wochen im Jahr bzw. bei einem Ausbleiben infolge 
von Witterung und Feiertagen besteht kein Anspruch 
auf Gebührenminderung. Das gleiche gilt bei uner-
heblichen Reinigungsmängeln insbesondere wegen 
parkender Fahrzeuge, Straßeneinbauten und Stra-
ßenbauarbeiten nur auf einem Teilstück der Straße. 
Bei einem erheblichen Ausbleiben und erheblichen 
Mängeln kann der Anspruch auf Gebührenerstattung 
nur bis zum Ablauf der Klagefrist gegen die folgende 
Jahresveranlagung schriftlich geltend gemacht wer-
den. 

(3) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Wenn die 
Gebühr zusammen mit anderen Abgaben angefordert 
wird, kann ein späterer Fälligkeitszeitpunkt angege-
ben werden. 

 
§ 9 Ordnungswidrigkeit 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig 

- seiner Reinigungspflicht nach §§ 2 – 4 die-
ser Satzung nicht nachkommt oder 

- gegen ein Ge- oder Verbot der §§ 2 - 4 die-
ser Satzung verstößt 

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils 
gültigen Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 

 
§ 10 Billigkeitsmaßnahmen 

Für Billigkeitsmaßnahmen (Stundung, Niederschlagung 
und Erlass) gelten die einschlägigen Vorschriften der Ab-
gabenordnung, vom 1.Oktober 2002 (BGBI. I. S.3866), die 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. April 2011 
(BGBl. I S. 676) geändert worden ist in Verbindung mit 
§ 12 Nr. 5 KAG sinngemäß. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Detmold, den 22.12.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
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Anlage 2 zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung 

Straße   
Reini-
gungs-
klasse 

Winter-
dienst 

Aachener Str.   A1 WD 1 

Aalbergweg   A1 WD 0 

Adenauer Str.   A1 WD 0 

Adlerweg   A1 WD 1 

Adolf-Meier-Str.   A2 WD 1 

Adolfstr.   A2 WD 1 

Ahornweg   A1 WD 2 

Akazienstr.   A1 WD 1 

Alb.-Schweitzer-
Str. 

  A1 WD 1 

Albertweg   A1 WD 0 

Alexanderweg   A1 WD 1 

Allandsbusch   A2 WD 1 

Hornsche Straße 
bis Palaisstr. 

A2 
Allee  

ab Palaisstraße A1 
WD 2 

Almbergweg   A1 WD 2 

Alsterstr.   A1 WD 1 

Altenberndstr.   A1 WD 1 

Alter Mühlenweg bis Nr. 9 A1 WD 1 

Alter Postweg  .   A2 WD 1 

Alter Weg   A1 WD 1 

Altonaer Weg   A1 WD 2 

Am Anger   A1 WD 1 

Am Bach   A1 WD 2 

Am Blumenkamp   A1 WD 0 

Am Bosenberg   A1 WD 1 

Am Broker Bach   A1 WD 2 

Am Brommerfeld   A1 WD 1 

Am Bruche   A1 WD 0 

Am Büchenberg   A1 WD 1 

Am Busch   A1 WD 0 

Am Deichskamp   A1 WD 0 

Am Dolzerteich   A1 WD 1 

Am Ehberg   A1 WD 0 

Am Eicheneck   A1 WD 0 

Am Eichenpohl   A1 WD 1 

Am Eichenkrug   A2 WD 1 

Am Fischerteich   A1 WD 1 

Am Geeren   A1 WD 2 

 
Am Gelskamp   B2 WD 1 

Am Großen Feld   A1 WD 1 

Am Grotenhof außer von Hs.-Nr. 
7 bis Hs.-Nr. 7f 

A1 WD 1 

Am Hahnberg   A1 WD 1 

Am Hang   A1 WD 1 

Am Hasselbach   A1 WD 0 

Am Heidenbach   A1 WD 2 

Am Heister   A1 WD 0 

Am Hellberg   A1 WD 1 

Am Hessentuch   A2 WD 1 

Am Hinteren 
Kamp 

  A1 WD 2 

Am Horst   A1 WD 0 

Am Höwel   A1 WD 1 

Am Hunebach   A1 WD 0 

Am Jahnplatz   A1 WD 2 

Am Klüter Bach   A1 WD 0 

Am Klüter Berg   A1 WD 1 

Am Knapp   A1 WD 1 

Am Knochenbach   A1 WD 2 

Am Königsberg   A1 WD 1 

Am Krugplatz   A1 WD 1 

Am Langen 
Grund 

  A1 WD 1 

Am Limberg   A1 WD 1 

Am Lohof bis Am Hunebach A1 WD 1 

Am Löschteich   A1 WD 0 

Am Mühlendamm   A1 WD 0 

Am Oberen Feld   A2 WD 1 

Am Ostbahnhof   A1 WD 1 

Am Palaisgarten   A1 WD 0 

Am Palsberg   A1 WD 1 

Am Plass   A1 WD 1 

Am Postteich   A1 WD 1 

Am Prinzengar-
ten 

  A1 WD 2 

Am Rautenberg   A1 WD 1 

Am Roßbruch   A1 WD 2 

Am Rott bis Hs.-Nr. 40 A1 WD 1 

Am Rottland   A1 WD 0 

Am Schäfergra-
ben 

  A1 WD 1 

Am Schultbusch   A1 WD 0 

Am Schwestern-
berg 

  A1 WD 1 

Am Silberbach   A1 WD 1 
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Am Sonnenhang   A1 WD 1 

Am Stoppelkamp   A2 WD 1 

Am Südhang   A1 WD 1 

Am Vietberg   A1 WD 1 

Am Waldhof   A1 WD 0 

Am Waldsaum   A1 WD 1 

Am Wallberg   A1 WD 2 

Am Wasserturm   A1 WD 0 

Am Waterhof   A1 WD 1 

Am Weinberg   A1 WD 1 

Am Wellnerberg   A1 WD 1 

Am Windbusch   A2 WD 1 

Am Winkelkamp   A1 WD 2 

Am Zwiebelkamp   A 1 WD 1 

Ameide   D1/2 WD 1 

Amselhöhe   A1 WD 1 

Amselweg   A1 WD 1 

An den Weiden   A1 WD 0 

An der Werre   A1 WD 0 

An der Becke bis Hs.-Nr.10 A1 WD 1 

An der Berlebe-
cke 

  A1 WD 1 

An der Feldmark   A1 WD 1 

An der Mosebe-
cke (L 758) 

OD von km 0.000 – 
km 0.106 (etwa ab 
Ortsmitte bis Dor-
labrücke) 

C1 WD 1 

An der Pyrami-
deneiche 

  A1 WD 1 

An der Was-
serbrede 

  A1 WD 1 

Annastr.   A2 WD 1 

Anna-von-
Schilgen-Weg 

  A1 WD 0 

Anne-Frank-
Straße 

  A2 WD 1 

Apfelweg   A1 WD 0 

Arminiusweg   A1 WD 1 

Arminstr.   B1 WD 1 

Arndtstr.   A1 WD 0 

Auf dem Brinke   A1 WD 1 

Auf dem Heide-
kamp 

  A1 WD 0 

Auf dem Helpup   A1 WD 0 

Auf dem Klus   A1 WD 1 

Auf dem Krähen-
berg 

  A1 WD 2 

Auf dem Kupfer-
berg 

  A1 WD 1 

Auf dem Kröppel-
feld 

  A1 WD 1 

 
Auf dem Lauf-
kamp 

  A1 WD 1 

Auf dem Schin-
ken 

  A1 WD 1 

Auf den Bohnen-
kämpen 

  A2 WD 2 

von Hans-Hinrich 
Str. bis Anfang 
Wald 

WD 1 
Auf den Klippen 

von Obere Straße 
bis Wald 

A1 

WD 2 

Auf den Knüven   A1 WD 0 

Auf der Heide   A1 WD 2 

Auf der Helle   A1 WD 2 

Auf der Howe   A1 WD 0 

Auf der Kirchbrei-
te 

  A1 WD 1 

Auf der Korke   A1 WD 1 

Auf der Nade   A1 WD 0 

Auf der Saalbre-
de 

  A1 WD 0 

Augustdorfer Str. 
(L 758) 

OD von km 1.963 – 
km 0.000 (etwa ab 
Lilienweg bis Oer-
lingh.Str.) 

C2 WD 1 

Auguststraße   A2 WD 1 

Azaleenweg   A1 WD 2 

Babrede   A1 WD 0 

Bachstr.   B1 WD 2 

  Bad Meinberger 
Str. (K91) 

OD von km 1.622-
0.460 (etwa ab Ort-
seing. Diestelbruch 
bis Dahlsheider 
Str.) 

C2 WD 1 

von Temdestr. bis 
Emilienstr. 

A2 WD 1 
Bahnhofstr.  

von Paulinenstr. 
bis Emilienstr. 

B2 WD 1 

Bandelhöhe   A1 WD 1 

Bandelstr.  ab Palaisstr. bis 
einschl. Hs.-Nr 48 

A2 WD 1 

Barkhauser Stra-
ße 

  C1 WD 0 

Barntruper Str.  
(K89) 

OD von km 1.252 – 
1.513 (etwa ab 
Passadestr. bis An 
der Mosebecke) 

C1 WD 1 

Baumschulenweg   A1 WD 0 

Baumstr.   A1 WD 0 

Beateweg   A1 WD 0 

Beethovenweg   A1 WD 1 

Behringstr.   B2 WD 1 

Benekestr.   A2 WD 1 

Bentruper Weg    C1 WD 1 

Bentweg   A1 WD 2 
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Bergstr.   A1 WD 1 

Berlebecker Hei-
de 

  A1 WD 0 

Berliner Allee   A2 WD 1 

Bernholdstr.   A1 WD 1 

Bertastr.   A1 WD 1 

Bettinaweg   A1 WD 0 

Bielefelder Str. (L 
758)  

OD von km 0.000-
0.863 (etwa ab 
Oerlingh.Str. bis 
Hachholzweg) 

C2 WD 1 

  OD von km 0.895-
0.434 (ab Post-
teichweg bis ca. 
Gemeindezentrum)  

C1 WD 1 

  OD von km 1.516-
0.000 (etwa ab 
Sprottauer Str.bis 
Paulinenstr.) 

C2 WD 1 

Bielstein   A1 WD 1 

Bieser Berg   A1 WD 1 

Birkenallee   A1 WD 1 

Birkenhügel   A1 WD 1 

Birnenweg   A1 WD 1 

Birkenkamp   A1 WD 1 

Bismarckstr. (K 
5010) 

  C6 WD 1 

Blaise-Pascal-
Straße 

(von Blomberger 
Straße bis  Hs.-Nr. 
6) 

A1 WD 1 

(von Leopoldstr. 
bis Bad Meinberger 
Str.) 

C2 
Blomberger Str. 
(L 958) 

OD von km 1.904-
0.433 (etwa ab Ort-
seing. Vahlhausen 
bis Kirche Vahlh.) 

C1 

WD 1 

Blücherstr.   A1 WD 0 

Blumenstr.   A1 WD 2 

von Richthofenstr. 
bis Hs.-Nr. 33 

A1 WD 1 
Boelckestr. 

 von Hs.-Nr. 33 bis 
Robert-Kronfeld-
Str. kein Winter-
dienst 

A 1 WD 1 

Bollweg   A2 WD 1 

Bolkoweg   A1 WD 0 

Bonhoefferstr.   A2 WD 1 

Bornweg   A1 WD 1 

Brahmsstr.   A2 WD 1 

Braker Str.   C1 WD 0 

Braugasse   A1 WD 0 

Braunenbrucher 
Weg 

  A1 WD 0 

Braunschweiger 
Str. 

  A1 WD 0 

 

Bremker Straße   C1 WD 0 

Breslauer Str.   A1 WD 1 

Brinkstr.   A1 WD 0 

Brittaweg   A1 WD 0 

Broker Holz   A1 WD 1 

Brokhauser Str. 
(K 87) 

OD von km 0.207 – 
0.653 (etwa ab 
Oberngarten bis 
Holzstr.) 

C1 WD 1 

Brokmeierweg   A1 WD 0 

von Elisabethstra-
ße bis Sachsen-
straße 

WD 0 
Bruchgarten  

von Elisabethstra-
ße bis Moltkestra-
ße 

A1 

WD 1 

Bruchmauerstr.   A2 WD 1 

ab Lange Str. bis 
Ameide 

D1/2 
Bruchstr.  

ab Paulinenstr. bis  
Ameide 

B3 
WD 1 

Brückenstr.   A1 WD 1 

ab Bahnlinie A1 Brüderstr.  

von Bielefelder Str. 
bis Bahnlinie 

A2 
WD 1 

Brühler Weg   A1 WD 0 

Brunnenstr.    A1 WD 1 

Brunsweg   A1 WD 0 

Buchenstieg   A1 WD 1 

Bülowstr.  bis Schützenberg  A2 WD 1 

Burkhardweg   A1 WD 2 

Bültenhof   A1 WD 0 

Bussardweg   A1 WD 2 

Carstenweg   A1 WD 0 

Cheruskerweg   A1 WD 1 

Christaweg   A1 WD 2 

Charles-
Lindbergh-Ring 

  A2 WD 1 

Cimbernweg   A1 WD 1 

Clemens-August-
Kiel-Str. 

  A1 WD 0 

Dahlbrede   A2 WD 1 

Dahlsheider 
Hang 

  A1 WD 1 

Dahlsheider Str.   A1 WD 1 

Dahlsheider Weg  von Blomberger 
Str. bis Dahlshei-
der Hang 

A1 WD 1 

Dammberg   A1 WD 1 

Dantestr.   A1 WD 0 

Danziger Str.   A1 WD 1 

Degenhardstr.   A1 WD 1 
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Dehlenkamp   A1 WD 1 

Dehlentruper 
Weg 

bis Einmündung Im 
Siek 

A1 WD 1 

Denkmalstr. (L 
828) 

OD von km 0.759 – 
0.000 (etwa ab Am 
Silberbach bis Pa-
derborner Str.) 

C2 WD 1 

Deppeweg   A1 WD 0 

Dessauer Weg   A1 WD 0 

Dianastr.   A1 WD 1 

Dickewiedsweg   A1 WD 1 

Diestelkamp   A1 WD 1 

Diestelbrucher 
Straße 

von Blomberger 
Str. bis Über den 
Höfen 

C1 WD 1 

Dissestr.   A1 WD 0 

Dohlenweg   A1 WD 0 

Doktorweg   B2 WD 1 

Donoper Teich   A1 WD 0 

Dörenstraße 

von Barntruper 
Straße bis ca. Hs.-
Nr. 40 

C1 WD 1 

Dörenwaldstr.   A1 WD 1 

Döringsfeld   A1 WD 1 

Dorfplatzweg   A1 WD 0 

Dorlastraße   A1 WD 0 

Dornröschenweg   A1 WD 2 

Dorotheenstr.   A1 WD 2 

Dortmunder Str.   A1 WD 1 

Dr. Hans-Schurig 
Weg 

  A1 WD 1 

Dreierfeld   A1 WD 0 

Dreierkrugplatz   A1 WD 1 

Dreimannstr.   A1 WD 1 

Dresdner Str.   A2 WD 1 

Drischbreite   A1 WD 1 

Drosselweg   A1 WD 0 

Droste-Hülshoff-
Str. 

  A1 WD 0 

ab Hornsche Str. 
(Fußgängerbrücke) 
bis Werrebogen 

A2 
Drostenkamp  

ab Hornsche Str. 
(Johannettental) 
bis Werrebogen 

A1 

WD 1 

Duisburger Str.   A1 WD 1 

Dürerweg   A1 WD 1 

Dürener Str.   A1 WD 1 

Ecclesiastraße   A1 WD 1 

Echternkampstr.   A2 WD 1 

Eckener Str.   A1 WD 1 

 
Efeuweg   A1 WD 0 

Eggestr.   A1 WD 1 

Ehrenbergweg   A1 WD 1 

Ehrentruper Str.   C1 WD 0 

Eichendorffweg   A1 WD 1 

Eichholzer Weg   A1 WD 1 

Einsteinweg   A1 WD 1 

Elisabethstr.   C3 WD 1 

Elias-van-
Lennep-Weg 

  A1 WD 0 

Elisabeth-Lange-
Straße 

  A1 WD 0 

Elisenweg   A1 WD 0 

Ellenbruchweg   A1 WD 1 

Ellernstr.   A1 WD 1 

Elmarweg   A1 WD 0 

Emil-Peters-Str.   A1 WD 1 

Emilienstr.   B2 WD 1 

Emmaweg   A1 WD 0 

Erbhofstr.   A1 WD 1 

Erich-Stuckel-
Weg 

  A1 WD 1 

Erikastr.   A1 WD 0 

Erlenweg   A1 WD 0 

Ernaweg   A1 WD 0 

Ernest-Solvay-
Weg 

  B3 WD 1 

Ernst-Grote-Str.   A1 WD 1 

Ernst-Hilker-Str. 
(B 239)  

OD von km 1.661 – 
0.835 (von Lemgo-
er Straße bis etwa 
Siegfriedstraße) 

C3 WD 1 

Ernst-Klasing-
Weg 

  A1 WD 0 

Ernststr.   A1 WD 1 

Eschenweg   A1 WD 0 

Eschweiler Str.   A1 WD 1 

Eulenweg   A1 WD 0 

Exterstr.   B3 WD 1 

Externsteinerst-
raße 

  C1 WD 1 

Fabianweg   A1 WD 0 

Fabrikstr.   A1 WD 1 

Falkenkrugstr.   A2 WD 1 

Falkenweg   A1 WD 0 

Falkmannstr.   A1 WD 1 

Fasanenweg   A1 WD 1 

Feldstr.  von Lemgoer Str. 
bis Siegfriedstraße 

A2 WD 1 
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von Lemgoer Str. 
bis Südholzstraße 

A1 WD 2 

Feldwiese   A1 WD 0 

Felix-
Fechenbach-Str. 

  A2 WD 1 

Felsenweg   A1 WD 1 

Fichtenweg   A1 WD 2 

Finkenweg   A1 WD 2 

Fitzweg   A1 WD 0 

Flensburger Str.   A1 WD 1 

Fliederweg   A1 WD 2 

Flurstr.   A1 WD 2 

Fluthstr.   A1 WD 0 

Fontaneweg   A1 WD 0 

Forellenweg   A1 WD 1 

Forstweg   A1 WD 1 

Frankenstr.   A1 WD 1 

Freibadstr.   A1 WD 1 

Freiligrathstr.   A2 WD 1 

Freyastr.   A1 WD 2 

Friedenstal   A1 WD 1 

Friedrich-Ebert-
Str. (L 938) 

OD von km 1.529 
bis 0.740 (etwa ab 
Birkenallee bis 
Trakehnerweg) 

C2 WD 1 

Friedrich-Pieper-
Str. 

  A1 WD 1 

Friedrich-Richter-
Str. 

  A2 WD 1 

Friedrichshöhe   A1 WD 1 

Friedrichstr.   A2 WD 1 

Friesenstr.   A1 WD 1 

Fritz-Reuter-Str.   A2 WD 1 

Fromhauser 
Straße 

  C1 WD 0 

Fuchsweg   A1 WD 0 

Fürstengartenstr.   A2 WD 2 

Gabelsberger Str.   A1 WD 0 

Gartenstr.   A2 WD 1 

Gebr.-Grimm-
Weg 

  A1 WD 1 

Gebr.-Meyer-Str.   A1 WD 2 

Gehrenkampstr.   A2 WD 1 

Geierweg   A1 WD 1 

Gellernweg   A1 WD 0 

Georg-Weerth-
Str. 

  A2 WD 1 

Georgstr.   B2 WD 1 

Gerdaweg   A1 WD 2 

 
Gerhard-
Hauptmann-Str. 

  A1 WD 1 

Gerichtsstr.   B3 WD 1 

Germanenweg   A1 WD 1 

Ginsterweg   A1 WD 2 

Gildestraße   B3 WD 1 

Glücksburger Str.   A1 WD 2 

Goethestr.   A1 WD 1 

Goldregenweg   A1 WD 1 

Gottfried-Keller-
Weg 

  A1 WD 0 

Grabbestr. ohne Stichwege B1 WD 1 

Grabenstr.   A2 WD 1 

Grenzstr.   A1 WD 2 

Gretchenstr.   A1 WD 1 

Griemensiek   A1 WD 1 

Große Wiese ohne Stichwege A1 WD 1 

Großer Kamp   A1 WD 1 

Grundstr.   A1 WD 1 

Grünental   A1 WD 1 

Grüner Weg   A1 WD 1 

Grünstr.   A2 WD 1 

Grupenbergstr.   A1 WD 1 

Gudrunstr.   A1 WD 2 

Gutenbergstr.   B1 WD 1 

Gutsweg   A1 WD 1 

Habichtstr.   A1 WD 2 

Hachholzweg   A1 WD 2 

Haferkamp   A1 WD 0 

Hagenstr.   A1 WD 1 

Hahnbergstr.   A1 WD 1 

Hahnbruchweg   A1 WD 1 

Hainbuchenweg   A1 WD 0 

Hambruchtwete   A1 WD 0 

Hamburger Str.   A1 WD 1 

Hamergrund bis Brücke A1 WD 1 

Händelstr.   A1 WD 2 

ab Im Hoffeld bis 
Pulverweg 

A1 
Hangsteinstr.   

ab Paderborner 
Str. bis Im Hoffeld 

A2 
WD 1 

Hannoversche 
Str. 

  A1 WD 1 

Hans-Hinrichs-
Str. (L 828)  

OD von km 0.000-
1.450 (etwa ab 
Schubertplatz – 
Richard-Wagner 
Str.) 

C3 WD 1 
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Hansaweg   A1 WD 1 

Hardenbergstr.   A1 WD 1 

Harte Kuhle   A1 WD 1 

Haselnußweg bis Hs.-Nr. 2 A1 WD 1 

Hasenpfad   A1 WD 1 

Hasselbachtal   A1 WD 0 

Hasselter Platz   C5 WD 1 

Haustenbecker 
Weg 

  A1 WD 0 

Hebbelstr.   A1 WD 1 

Heckenrosenweg   A1 WD 0 

Heckenweg   A1 WD 0 

Hedwigstr.   A1 WD 2 

Heidebachstr.   A1 WD 1 

Heidenoldendor-
fer Str.        

OD von km 0.000 
bis 1.217 (etwa ab 
Elisabethstr.-
Knochenb.) 

C4 

  

OD von km 1.747 
bis 2.448  (etwa ab 
Sichterwiese – Bie-
lefelder Str.) 

C4 

WD 1 

Heidentalstr.  ab Lopshorner Al-
lee bis Hermanns-
weg 

A1 WD 1 

Heidestr.    A1 WD 2 

Heidlandstr.   A1 WD 1 

Heidrunweg   A1 WD 0 

Heimstättenstr.   A2 WD 1 

Heinrich-Drake-
Str. 

  B3 WD 1 

Heinrich-Flake-
Weg 

  A1 WD 0 

Heinrich-Röhr-
Str. 

  A1 WD 1 

Heinrich-
Schacht-Weg 

  A1 WD 0 

Heldmannstr.   A2 WD 1 

Helgaweg   A1 WD 1 

Herberhauser 
Str. 

  A1 WD 1 

Herderstr.   A1 WD 1 

Hermann-
Gmeiner-Str. 

  A1 WD 0 

Hermann-
Niebuhr-Str. 

  A1 WD 1 

Hermannstr.   B3 WD 1 

Hermannsweg   A1 WD 1 

Hermann Funke 
Str. 

  A1 WD 0 

Herzogstr.   A1 WD 1 

 
 
 

 
OD von km 0.000 
bis 0.435 (etwa ab 
Fr.-Ebert-Str.-
Bollweg) 

C2 

OD von km 1.840 
bis 2.258 (etwa ab 
Ortseingang Hei-
denoldendorf – 
Plantagenweg) 

C1 

Hiddeser Str. 
(L936) 

OD vom km 2.043 
bis 0.000  (ab Plan-
tagen-weg – Biele-
felder Str.) 

C2 

WD 1 

Hildesheimer 
Weg 

  A1 WD 0 

Hindenburgstr. (L 
828) 

OD von km 3.294 
bis 2.562 (etwa ab 
Friedr.-Ebert-Str.-
Hülsenweg) 

C2 WD 1 

Hinter den Pinn-
eichen  

von Lagesche Str. 
bis Nr. 21 

A2 WD 1 

Hinter den Scho-
ren 

  A1 WD 2 

Hirtenweg   A1 WD 0 

Hofstraße   A1 WD 0 

Hofbrede   A1 WD 1 

Hohe Str.   A1 WD 1 

Hohenloher Str.   A1 WD 1 

Hohenwart   A1 WD 1 

Hohenwarter Eck   A1 WD 1 

Höhenweg   A1 WD 1 

Hohler Weg   A2 WD 1 

Holbeinweg   A1 WD 0 

Holgerweg   A1 WD 0 

Holunderweg   A1 WD 1 

Holzhauser Str. bis Strangweg A1 WD 1 

Holzkamp   A1 WD 0 

Holzstraße   A1 WD 1 

Höpperkuhle   A1 WD 1 

Hornoldendorfer 
Straße 

von Hornsche 
Straße bis Bahn-
brücke  

C1 WD 1 

OD von km 0.226  
bis 2.687 (etwa ab 
Allee bis Im Lan-
gen Feld)  

C4 

Hornsche Str. 

OD von km 1.740 
bis 0.000  (etwa ab 
Eisenbahnbrücke 
Spork-Eichholz - 
Kreuzung Rem-
mighauser Str.) 

C2 

WD 1 

Hörster Straße   C1 WD 0 

Höwelberg   A1 WD 1 

Höwelweg   A1 WD 1 

Höwelwiese   A1 WD 1 
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Hubertusstr.   A1 WD 0 

Hügelstr.   A1 WD 1 

Hülsenweg   A1 WD 1 

Humboldtstr.   A2 WD 1 

Hünenweg   A1 WD 1 

Ida-Gerhardi-
Weg 

  A1 WD 2 

Idaweg   A1 WD 0 

Im Bannenberg   A1 WD 1 

Im Brandsiek   A1 WD 0 

Im Breiten Felde   A1 WD 1 

Im Dorfe   A1 WD 1 

Im Felde   A1 WD 1 

Im Grund   A1 WD 1 

Im Grünen Win-
kel 

  A1 WD 2 

Im Hain   A1 WD 1 

Im Haufen   A1 WD 0 

  A2 Im Hoffeld 

von Hs. Nr. 62 bis 
44 

A1 
WD 1 

Im Hofkamp   A2 WD 1 

Im Kampe   A1 WD 1 

Im Knick   A1 WD 1 

Im Kuhlenkamp   A1 WD 1 

Im Langen Felde   A2 WD 1 

Im Lindenort   A1 WD 1 

Im Märchengrund   A1 WD 1 

Im Meierbruch   A1 WD 0 

Im Mittelhain   A1 WD 1 

Im Mühlenbruch   A1 WD 0 

Im Nieleinen   A1 WD 2 

Im Obstgarten   A1 WD 0 

Im Oetterngrund   A1 WD 1 

Im Orte   A1 WD 1 

Im Rödlinghauser 
Felde 

  A 1 WD 1 

Im Schlage   A1 WD 1 

Im Siek   A1 WD 1 

Im Siekkamp   A1 WD 1 

Im Teiche   A1 WD 2 

Im Tor bis Hs.-Nr 1 A1 WD 0 

Im Walde   A1 WD 0 

Im Weidsiek   A1 WD 1 

Im Wiesengrund   A1 WD 1 

Im Winkel   A1 WD 0 

 
Immelmannstr.   A1 WD 1 

Ina-Seidel-Weg   A1 WD 0 

In den Benten   A1 WD 1 

In den Ellern   A1 WD 1 

In den Hülsen   A1 WD 1 

In den Röhren   A1 WD 1 

In der Fried   A1 WD 1 

In der Mesche   A1 WD 2 

In der Steinbreite   A1 WD 1 

In der Twete   A1 WD 1 

Industriestr.   B2 WD 1 

Irmgardstr.   A1 WD 2 

Jagdstaken   A1 WD 1 

Jahnstr.   A1 WD 1 

Jerxer Str.   A2 WD 1 

Johannaberger 
Weg 

  A1 WD 1 

Johannettental   A1 WD 0 

Johannettentaler 
Str. 

  A1 WD 1 

Johannisweg   A1 WD 0 

Joseph-Haydn-
Weg 

  A1 WD 0 

Joseph-Plaut-
Weg 

  A1 WD 1 

Jülicher Str.   A1 WD 1 

Kaiser-Wilhelm-
Platz 

  A1 WD 0 

Kampwiese   A1 WD 0 

Kantstr.   A1 WD 0 

Kapellenweg   A1 WD 0 

Karl-Ehlers-Str.   A1 WD 1 

Karl-Wehrhan-
Str. 

  A1 WD 1 

Karlstr.   A2 WD 1 

Karolinenstr.   A1 WD 0 

Kastanienweg   A1 WD 0 

Katerallee   A1 WD 2 

Kehrbüldeweg bis Einmündung 
Flensburger Str. 

A1 WD 1 

Kerkweg   A1 WD 1 

Kessemeierweg   A1 WD 0 

Kestnerstr.   A1 WD 1 

Kiebitzweg   A1 WD 0 

Kiefernweg   A1 WD 1 

Kieler Str.   A1 WD 1 
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Kiewningstr. ab Bandelstraße 

bis Hs.-Nr. 61 
A1 

  von Hans-Hinrichs-
Str. bis Ban-
delstraße  

A2 
WD 1 

Kindergartenweg   A1 WD 1 

Kirchbredenstr.   A1 WD 2 

Kirchhöhe   A1 WD 1 

Kirchweg.   A1 WD 1 

von Bielefelder Str. 
bis Bachstr. 

A2 WD 1 
Kissinger Str.  

von Elisabethstr. 
bis Brücke 

A1 WD 0 

Kleeweg   A1 WD 0 

Kleine Str.   A1 WD 2 

Kleiner Bergweg   A1 WD 0 

Kleistweg   A1 WD 1 

Klematisweg   A1 WD 1 

Klingenbergstr.   C3 WD 1 

Klippenbrede   A1 WD 0 

Klusstr.   A1 WD 1 

Klüter Heide   A1 WD 1 

von Jerxer Str.-
Heimstättenstr. 

A2 WD 1 
Klüter Str.  

von Jerxer Str. bis 
Niewaldstraße 

A1 WD 0 

Knickweg   A1 WD 1 

Köllerweg   A1 WD 1 

Königsberger Str.   A1 WD 1 

Königstr.   A1 WD 1 

Körnerstr.   A1 WD 1 

Kord-Hanke-Weg   A1 WD 0 

Krefelder Weg   A1 WD 1 

Kreuzberger Str.   A1 WD 1 

Kreuzbuschweg   A1 WD 1 

Kreuzstr.  bis Höhe Hs.-Nr. 
26 a 

A1 WD 1 

Krohnstr.   A2 WD 1 

Krokusweg   A1 WD 1 

Kronenplatz   A1 WD 0 

Kröppelgrund   A1 WD 1 

Krugberg   A1 WD 1 

Krumme Str.   B3 WD 1 

Krummer Berg-
weg 

  A1 WD 1 

Kuckucksweg   A1 WD 1 

Kupferbent   A1 WD 0 

Kurt-
Schumacher-Str. 

  A1 WD 1 

Kurzer Weg   A1 WD 1 

 
Kusselstr.   A1 WD 1 

Küster-Meyer-
Platz 

  A1 WD 0 

Küsterweg   A1 WD 0 

(etwa ab Kreuzung 
Nordring - Auf der 
Heide) 

C2 
Lagesche Str.  

(etwa ab Auf der 
Heide - Pauli-
nenstr.) 

C3 

WD 1 

Landertweg   A1 WD 2 

Lange Str.  
  

D1 / 
D2 

WD 1 

Langelohweg   A1 WD 1 

Langer Kamp   A1 WD 0 

Lärchenweg   A1 WD 1 

Lehmbrink   A1 WD 1 

Leibnizweg   A1 WD 1 

Leistruper-Wald-
Str. 

  A2 WD 1 

 (von Paulinenstr. 
bis etwa Mittelstr. ) 

C3 
Lemgoer Str.  

OD von km 0.866 
bis 0.352 (etwa Im 
Oetterngrund - Klüt 
bis Hausnr. 238) 

C1 
WD 1 

Lenauweg   A1 WD 0 

Lenstruper Weg   A1 WD 1 

Leopold-Zunz-
Weg 

  A1 WD 1 

Leopoldstr.  von Hornsche Str. 
bis Blomberger Str. 

C5 WD 1 

Leonardo-da-
Vinci-Weg 

  B3 WD 1 

Lessingstr.   A1 WD 1 

Libellenweg   A1 WD 2 

Lichtenbergstr.   A1 WD 2 

Liebigweg   A1 WD 0 

Ligusterweg   A1 WD 0 

Lietheweg   A1 WD 1 

Lilienthalstr.   A1 WD 0 

Lilienweg   A1 WD 0 

Lindenweg   A1 WD 0 

Linnenkamp bis Höhe Hs.-Nr.24 A1 WD 1 

Lippstädter Weg   A1 WD 0 

Lise-Meitner-
Straße 

  A1 WD 1 

Lohmeierweg   A1 WD 0 

Loholz   A1 WD 1 

Londoner Str.   A2 WD 1 

Lönsstr.   A1 WD 1 
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Lopshorner Allee  ab Ortseingang bis 

Bentweg 
C1 WD 1 

Lortzingstr.   A2 WD 1 

Louis-Grote-Str.   A1 WD 1 

Lübecker Str.   A1 WD 1 

Luisenweg   A1 WD 0 

Lüneburger Str.   A1 WD 0 

Lützowstr.   A1 WD 0 

Lupinenweg   A1 WD 0 

Magnolienweg   A1 WD 0 

Maiweg   A1 WD 1 

Malvidastr.   A1 WD 1 

Margaretenweg   A1 WD 0 

Marienburger Str.   A1 WD 0 

Marienstr.   A2 WD 1 

Marktplatz 
  

D1 / 
D2 

WD 1 

Martin-Danjes-
Weg 

  A1 WD 0 

Martin-Luther-Str.   A3 WD 1 

Martinstr.   A1 WD 1 

Marie-Curie-
Straße 

  B3 WD 1 

Matthias-
Claudius-Weg 

  A1 WD 0 

Maßbruch   A1 WD 1 

Maybachstraße   A1 WD 0 

Meierkamp   A1 WD 1 

Meiersfelder Str.   B1 WD 1 

Meierstr.   A3 WD 1 

Meisenweg   A1 WD 0 

Memelstr.   A1 WD 2 

Michaelis-Jena-
Weg 

  A1 WD 0 

Michaelstraße   A1 WD 1 

Mittelstr.    A2 WD 1 

Mohnweg   A1 WD 0 

Mohrenkamp   A1 WD 0 

Möllenweg   A1 WD 0 

Moorweg   A1 WD 0 

Moltkestr.    A1 WD 2 

Monikaweg   A1 WD 2 

Mönkebergweg  bis Löschteich A1 WD 0 

Mörikestr.   A1 WD 1 

Moritz-Rülf-
Straße 

  A2 WD 1 

Mozartstr.   A1 WD 1 

Mühlenbrink   A1 WD 1 

 
Mühlenstr.   A2 WD 1 

Nachtigallenweg   A1 WD 1 

Neitzelweg   A1 WD 2 

Neue Reihe   A1 WD 1 

Neue Wiese   A1 WD 1 

Neuer Weg   A1 WD 2 

Neuköllner Str.   A1 WD 1 

  A1 Neulandstr. 

 von Triftenbrede 
bis Oetternstr. 

A2 
WD 2 

Neußer Weg   A1 WD 0 

Neustadt  ab Hornsche Stra-
ße bis Obere Müh-
le 

C3 WD 1 

Nibelungenweg   A1 WD 1 

Nicolaiweg   A1 WD 0 

Niedernfeldweg   A1 WD 1 

Niedernkampstr.   A1 WD 2 

Niedersach-
senstr. 

  A1 WD 1 

Niemeierstr.   B2 WD 1 

Niewaldstraße   C1 WD 0 

Nullbrede   A1 WD 2 

Obere Schanze   A1 WD 1 

Obere Str.   A2 WD 1 

Oberloßbruch   A1 WD 1 

Oberngarten   A1 WD 1 

Obernienhagen   C1 WD 1 

Odermisser Str.   A1 WD 1 

Oerlinghauser 
Str. 

  C2 WD 1 

Oesterhausstr.   A2 WD 1 

Oetternstr.   A1 WD 1 

Ohmstr.   A2 WD 1 

OD von km 0.000 – 
0.585 (etwa ab Bie-
lefelder Str. – 
Bahnübergang) 

Orbker Str.  L 
936 

OD von km 1.146-
1.425 (etwa ab 
Werrebrücke – 
Ortsausgang Orb-
ke) 

C2 WD 1 

Oskar-Brüsewitz-
Platz 

  A1 WD 0 

Osnabrücker Str.   A1 WD 0 

Ostertalstr. bis Hs.- Nr. 15 A1 WD 1 

Ostlandstr.   A1 WD 1 

Otto-Franzmeier-
Str. 

  A1 WD 1 

Otto-Hahn-Str.   A1 WD 0 
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Paderborner Str. 
(L 937)  

OD von km 0.012-
0.791 (etwa ab Ex-
ternsteinerstr. bis 
Hausnr. 41) 

  

OD von km 6.184-
0.768 (etwa ab 
Berlebecker Heide 
bis Freibad) 

C2 WD 1 

ab Schubertplatz 
bis Bandelstraße 

Palaisstr. 

ab Bandelstraße 
bis Hs.-Nr. 41 und 
bis Allee 

A3 WD 1 

Papenbergweg   A2 WD 1 

Papenmeierstra-
ße 

  A1 WD 0 

Pappelweg   A1 WD 0 

Parkweg   A1 WD 1 

Passadestraße   C1 WD 0 

Paul-Nipkow-
Weg 

  A1 WD 1 

Paulinenstr.    C5 WD 1 

Peggyweg   A1 WD 0 

Pestalozzistr.   A1 WD 1 

Petraweg   A1 WD 0 

Petristr.   A1 WD 2 

Pideritstr.   A1 WD 0 

Pieperweg   A1 WD 0 

Pinneichenstr.   A1 WD 1 

Pivitsheider Str. 
(L 945)  

OD von km 0.000-
0.491 (etwa ab Bie-
lefelder Str.-
Unternienhagen) 

C2 WD 1 

  Plantagenweg (K 
13)  

OD von km 2.043-
1.182 (etwa ab 
Hiddeser Str. - 
Waldheidestr.) 

C2 WD 1 

Plaßkampweg   A1 WD 1 

Plögerkamp   A1 WD 1 

Poggenpohl   A2 WD 1 

Poppenbrede   A1 WD 0 

Pöppinghauser 
Str. 

  A1 WD 1 

Poststr.   A1 WD 1 

Postteichweg   A1 WD 1 

Potsdamer Str. bis Höhe Hs.-Nr. 4 A1 WD 2 

Primelweg   A1 WD 1 

Prinzenweg   A1 WD 2 

Pulverweg   A1 WD 1 

Quellenstr.   A1 WD 2 

Rainstr.   A1 WD 0 

Rautenweg   A1 WD 0 

 

Refers Siek   A1 WD 0 

Refertrift   A1 WD 0 

Regenbogenweg   A1 WD 0 

Reiherweg   A1 WD 0 

Reisestraße   A1 WD 1 

Rektenstr.   A1 WD 0 

Rembrandtweg   A1 WD 0 

Remmighauser 
Str. (B 239) 

OD von km 2.005-
2.600 (etwa ab 
Hornsche Str.bis 
Ellernstr.) 

C2 WD 1 

Rethlager Weg   A1 WD 0 

Richard-Moes-
Str. 

  A1 WD 1 

Richard-
Tiemann-Str. 

  A1 WD 1 

Richard-Wagner-
Str. 

  A1 WD 1 

Richthofenstr.    A2 WD 1 

Rilkestr.   A1 WD 1 

Rittergutsweg   A1 WD 0 

Robert-Koch-Str.   A2 WD 1 

Robert-Kronfeld-
Straße 

  A1 WD 1 

von Siekswiese bis 
Echternkampstr. 

A1 
Rödlinghauser 
Str. 

von Echtern-
kampstr. bis Mei-
ersfelder Str. 

A2 
WD 1 

Römerweg   A1 WD 1 

Röntgenstr.   A3 WD 1 

Rosenkamp   A1 WD 0 

Rosenstr.   A1 WD 1 

Rosental   C6 WD 1 

Rotdornweg   A1 WD 0 

Rötkersiek   A1 WD 1 

Rudolf-Harbig-
Straße 

  A1 WD 0 

Saarstr.   A1 WD 2 

Sachsenstr.   B2 WD 1 

Saganer Str.   A2 WD 1 

Sanddornweg   A1 WD 0 

von Augustdorfer 
Straße bis Bushal-
testelle Kussler 
Höhe 

Sandstr. 

von Augustdorfer 
Straße bis Hs.-Nr. 
95 

A1 WD 1 

Sandwiesenweg   A1 WD 0 

Sängerweg   A1 WD 0 

Sasseweg   A1 WD 0 
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Schäferweg   A1 WD 1 

Schau ins Land bis Hs.-Nr. 39 und 
Hs.-Nr. 26 

A1 WD 1 

Schillerstr.   A1 WD 1 

Schirmannstraße   A1 WD 0 

Schlehenweg   A1 WD 1 

Schlabrendorff-
weg 

  A2 WD 1 

Schlesierhöhe   A1 WD 2 

Schlingenbusch   A2 WD 1 

Schloßplatz   A1 WD 0 

Schlüsselpfad   A1 WD 0 

Schlüterweg   A1 WD 0 

Schmaler Weg   A1 WD 1 

Schmiedestr.   A2 WD 1 

Schnatstr.   A1 WD 1 

Schneiderweg   A1 WD 1 

Schönemarker 
Weg 

  A1 WD 1 

Schorenstr.   A1 WD 1 

Schröderweg   A1 WD 0 

Schubertplatz (L 
1063) 

  C3 WD 1 

von Kirche bis Le-
opoldstr. 

B3 
Schülerstr. 

von Lange Str. bis 
Kirche 

D1 / 
D2 

WD 1 

Schumannstr.   A1 WD 1 

Schützenberg  von Bülowstraße 
bis Am Weinberg / 
BFA 

A2 WD 1 

Schützenplatz    A1 WD 0 

Schützentwete   A1 WD 0 

Schwalbenweg   A1 WD 1 

Schwanoldstr.   A1 WD 1 

Schwarzenbrin-
ker Str. 

von Plantagenweg 
bis Birkendamm 

A1 WD 2 

Schwarzer Weg   A1 WD 1 

Sedanstr.   A3 WD 1 

Seminarstr.   B1 WD 1 

Sentaweg   A1 WD 2 

Sichterheidestr.   A1 WD 1 

Sichterwiese   A1 WD 1 

Siegfriedstr.   C3 WD 1 

Siekhammer   A1 WD 2 

Siekswiese   A1 WD 1 

Silberweg bis Sängerweg A1 WD 1 

Simonshöhe   A1 WD 1 

Simon-August-Str   A2 WD 1 

 
Sinalcostr.   A1 WD 0 

Sofienstr.   A1 WD 2 

Sonnenanger   A1 WD 1 

Sonnenhügel   A1 WD 2 

Sperberweg   A1 WD 1 

Sperlingsweg   A2 WD 2 

Spitzenkamptwe-
te 

  A1 WD 1 

Sporker Str.   A1 WD 1 

Spreckenburgstr.   A1 WD 1 

Sprengerweg   A1 WD 1 

Sprottauer Str.   B1 WD 1 

Stadeweg   A1 WD 0 

Starenweg   A1 WD 0 

Stätcherweg bis Am Limberg A1 WD 1 

Stauffenbergstr.   A1 WD 0 

Steckerkamp   A1 WD 0 

Steinbrink   A1 WD 1 

Steinkuhlenstr.   A1 WD 1 

Steinstoß   A1 WD 0 

Steinweg   A1 WD 1 

Stelterweg   A1 WD 0 

Stembergstr.   A1 WD 1 

Stettiner Str.   A2 WD 1 

Stieglitzweg   A1 WD 0 

Stifterstr.   A1 WD 1 

Stoddartstr. (L 
944)  

OD von km 2.254 – 
1.794 (etwa ab 
Gasthof Donoper 
Teich bis Bielefel-
der Str.) 

C2 WD 1 

Stolberger Str.   A1 WD 1 

St. Omer-Str.   A1 WD 1 

Storksweg   A1 WD 1 

Stormstr.   A1 WD 0 

Strangweg   A1 WD 1 

Stratenweg   A1 WD 0 

Stresemannstr.   A1 WD 0 

Südholzstr.   A2 WD 1 

Südweg   A1 WD 1 

Sünkelsweg   A1 WD 1 

Sylbeckestr.   B2 WD 1 

Talstr.   A1 WD 1 

Tannenstr.   A1 WD 1 

Taubenweg   A1 WD 1 

Teichstr.   A1 WD 2 
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Temdestr.   A1 WD 2 

Teutonenweg   A1 WD 1 

Theaterplatz   B1 WD 1 

Theodor-Heuss-
Str. (L 828) 

OD von km 0.821-
0.000 (etwa ab Auf 
den Klippen bis Fr.-
Ebert-Str.) 

C2 WD 1 

Theopoldstr.   A1 WD 0 

Thüringer Str.   A1 WD 1 

Thusneldastr.   A2 WD 1 

Toloptwete   A1 WD 0 

Trakehnerweg   A1 WD 1 

Triftenbrede   A2 WD 1 

Triftenstr.   A1 WD 2 

Trockenheide   A1 WD 2 

Tulpenweg   A1 WD 0 

Twete hinter der 
Mauer 

  A1 WD 0 

Twete zum 
Wehmhof 

  A1 WD 0 

Twete zur ehem. 
Synagoge 

  A1 WD 0 

Über den Höfen   A1 WD 1 

Uferstr.   A1 WD 1 

Uhlandstr.   A1 WD 2 

Uhlenburgstraße   A1 WD 1 

Uhlenrieker Weg   A1 WD 0 

Ulmenweg von Katerallee bis 
Meierkamp 

A1 WD 1 

Unter der Gro-
tenburg 

  A1 WD 1 

Unter der Ju-
gendherberge 

  A1 WD 1 

Unter der Wehme   D1, D2 WD 1 

Untere Schanze von Friedenstal bis 
Obere Schanze 

A1 WD 1 

Unterer Weg   A1 WD 1 

Unterloßbruch   A1 WD 1 

Unternienhagen  bis Hs.-Nr. 58 A1 WD 1 

Vahlhauser Höhe   A1 WD 1 

Vahlhauser Str. 
(K 78)  

OD von km 0.650-
0.000 (etwa ab Dö-
renwaldstr. bis Bad 
Meinberger Str.) 

C2 WD 1 

Van-Melle-Str.   A2 WD 1 

von Hornsche bis 
Werrebrücke 

A2 
Volkhausenstr. 

Blomberger bis 
Werrebrücke 

A1 
WD 1 

Volkwinstr.   A1 WD 1 

Vor den Eichen   A1 WD 0 

Vor der Recke   A1 WD 1 

 

 
Vorbruch   A1 WD 0 

Vorm Berge   A1 WD 1 

Voßhagener Weg   A1 WD 1 

Wahmbecker Str. 
(L 941) 

OD von km 0.102 
bis 0.364 etwa ab 
Lemgoer Str. bis 
Bentruper Weg / 
und bis Hs.-Nr.40 

C1 WD 1 

Waldeck   A1 WD 0 

Waldheidestr.   A2 WD 1 

ab Johannetental 
bis Grünental 

A2 
Waldweg  

ab Grünental bis 
Brückenstr. / Auf 
dem Kröppelfeld 

A1 
WD 1 

Walter-Bröker-
Ring 

  A2 WD 1 

Wall   A2 WD 1 

Wallgraben   A2 WD 1 

Warweg   A1 WD 0 

Weberstr.   A1 WD 1 

Weerthplatz   A3 WD 1 

Wehrenhagenstr.   A1 WD 1 

Wehrstr.   A1 WD 1 

Weidenhagen   A1 WD 0 

Weimarstr.   A1 WD 1 

Weiße Brede   A1 WD 1 

Wellenkamp   A1 WD 1 

Wellnerweg   A1 WD 1 

Wendtstr.   A1 WD 1 

ab Drostenkamp 
bis Falkenkrugstr. 

A2 
Werrebogen  

ab Falkenkrugstr. 
bis Talstr. 

A1 
WD 1 

Westerfeldstr.   B2 WD 1 

Westmarkweg bis Bahnbrücke A1 WD 1 

Weygandstr.   A1 WD 1 

Wismarer Weg   A1 WD 0 

Wiechertweg   A1 WD 0 

Wielandstr.   A1 WD 2 

Wiemannstr.   A1 WD 1 

Wienkestr.   A1 WD 2 

Wiesenstr.   A2 WD 1 

Wilhelm-Busch-
Str. 

  A1 WD 2 

Wilhelm-
Holländer-Weg 

  A1 WD 0 
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von Oerlinghauser 
bis Sandstr. 
von Bielefelder bis 
Oerlinghauser Str. 

Wilhelm-Mellies-
Str. 

von Am Fischer-
teich bis Sandstra-
ße 

A1 WD 1 

Wilhelm-Raabe-
Str. 

  A1 WD 1 

Wilhelmweg   A1 WD 1 

Willi-Hofmann-
Str. 

  A2 WD 1 

Willi-Schramm-
Str. 

  A1 WD 1 

Willy-Brandt-
Platz 

  C5 WD 1 

Windweg   A1 WD 0 

Winkelweg   A1 WD 1 

Windmeierweg   A1 WD 1 

Wittekindstr.   B2 WD 1 

Wittenberger 
Weg 

  A1 WD 0 

Wittenbrede   A1 WD 1 

Wittensteinweg   A1 WD 0 

Wittjestr.   A1 WD 1 

ab Lange Str. bis 
Leopoldstr. 

C5 

ab Leopoldstr. bis 
Seminarstr. 

A1 

Woldemarstr. 

ab Seminarstr. bis 
Blomberger Str. 

B1 

WD 1 

Wolfgang-Hirth-
Str. 

  A1 WD 0 

Wolfstinne   A1 WD 1 

Wotanstr.   B2 WD 1 

Wörbkeweg   A1 WD 0 

Zaunkönigweg   A1 WD 1 

Zeisigweg   A1 WD 1 

Zeitzer Weg   A1 WD 0 

Zeppelinstr.   A1 WD 0 

Zum Dicken Holz   A1 WD 1 

Zum Gretberg   A1 WD 0 

Zum Plaßfeld   A1 WD 1 

Zum Rotenberg   A1 WD 1 

Zum Schulberg   A1 WD 1 

Zur Werrehude   A1 WD 1 

55-er-Str.   A2 WD 1 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anlage 3 
 
zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhe-
bung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Detmold vom 
22.12.2011 
 
Aufstellung der Straßen mit zusätzlichen manuellen 
Reinigungen 
gem. § 6 Abs. 5 der Straßenreinigungs- und Gebüh-
rensatzung 
 
Straßenbezeichnung Einschränkung 

 
Adolfstraße  

Ameide  

Auguststraße  

Bismarckstraße  von Rosental bis Pauli-
nenstraße 

Bruchmauerstraße  

Bruchstraße  

Doktorweg   von Rosental bis Wie-
senstr. 
 

Exterstraße  

Freiligrathstraße von Krumme Straße bis 
Paulinenstraße 
 

Friedrichstraße  

Grabbestr.  

Grabenstr.  

Hornsche Str. von Willy-Brandt-Platz bis 
Leopoldstraße 

Karlstraße  

Krumme Straße  

Lange Str.  

Leopoldstraße von Hornsche Str. bis 
Woldemarstr. 
 

Lortzingstraße 
 

 

Marktplatz 
 

 

Meierstraße  
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Straßenbezeichnung  Einschränkung 

 

Mühlenstraße  

Paulinenstraße von Willy-Brandt-Platz bis 
Wotanstr 

Rosental  

Schülerstr.  

Theaterplatz  

Unter der Wehme  

Wall  

Wallgraben  

Weerthplatz  

Wiesenstraße  

Willy-Brandt-Platz  

Woldemarstraße  von Rosental bis Leo-
poldstraße 

 
 
 
513 1. Änderungssatzung zur „Gebührensatzung für 

die Abfallentsorgung der Stadt Detmold vom 
15.07.2009“ vom 22.12.2011 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW. 
S.666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 
(GV. NRW. S. 270, 271), der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.10.1969 (GV.NRW. S.712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 394) und des 
§ 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.06.1988 (GV.NW. S.250), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des DL-RL-Gesetzes vom 17. Dezember 2009 
(GV. NRW. S.863, ber. S.975), hat der Rat der Stadt Det-
mold in seiner Sitzung am 21.12.2011 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 1 

§ 5 (2) wird wie folgt neu gefasst: 
(2) Die Gewichtsgebühr beträgt für Rest- und Bioabfälle 

aus Normalabfallbehältern mit 60 bis 240 Litern Nutz-
inhalt 0,20 Euro je Kilogramm Jahresgewichtsmenge, 
für Restmüll aus Großbehältern mit 1.100 Litern Nutz-
inhalt beträgt sie 0,25 Euro. 
Wird bei einer Leerung eines Rest- oder Bio-
Abfallgefäßes bis 240-Liter ein Gewicht bis zu 2,5 kg 
festgestellt, so wird diese Leerung pauschal mit 0,40 € 
abgerechnet. 
 
Wird bei einer Leerung eines Abfallgefäßes von 1.100-
Liter ein Gewicht bis zu 25 kg festgestellt, so wird die-
se Leerung pauschal mit 5,00 € abgerechnet. 

 
§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur „Gebührensat-
zung für die Abfallentsorgung in der Stadt Detmold vom 
15.07.2009“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Detmold, den 22.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
514 1. Änderungs-Satzung zur „Satzung für die 

Benutzung von Einrichtungen des Kranken-
transportes und des Rettungsdienstes der 
Stadt Detmold und über die Erhebung von Ge-
bühren vom 19.12.2008“ vom 22.12.2011 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NRW S. 
666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.Mai 2011 (GV NRW S. 270, 271) und der §§ 1, 2, 4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/ 
SGV NRW 610) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. 
Juni 2009 (GV NRW S. 394) sowie des Rettungsgesetzes 
NRW – (RettG NRW)  § 6 Abs. 2 vom 24. November 1992 
(GV NRW S. 457), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
06.07.2004 (GV NRW S. 370) hat der Rat der Stadt Det-
mold in seiner Sitzung am 21.12.2011 folgende Satzung 
beschlossen: 
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§ 1 

Die Absätze 1 und 2 des § 6 lauten wie folgt: 
 
„(1) Gebühren für den Krankentransportwagen 
 
 - Pauschale bis einschl. 200 Kilometer 111,00 € 
 - Gebühr für jeden weiteren Kilometer 1,00 € 
 
(2) Gebühren für den Rettungswagen 
 
 - Pauschale bis einschl. 100 Kilometer 345,00 € 
 - Gebühr für jeden weiteren Kilometer 3,00 €“ 
 

§ 2 
 
„Die Absätze 3 – 6 des § 6 entfallen.“  
 

§ 3 
 

„Im Abs. 7 des § 6 wird der Betrag von 30,00 € auf 39,00 € 
angehoben.“  
 

§ 4 
 
„Die Änderungssatzung tritt am 01.04.2012 in Kraft.“ 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Änderungssatzung für die „Satzung für die 
Benuzung von Einrichtungen des Krankentransportes und 
des Rettungsdienstes der Stadt Detmold über die Erhe-
bung von Gebühren vom 19.12.2008“ wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 22.12.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
515 Gebührenordnung für besondere Serviceleis-

tungen des Standesamtes der Stadt Detmold 
vom 22.12.2011 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 23. August 1999 
(GV.NW.S.524) und § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW.S.666), den §§ 1 und 4 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV.NW.S.712) sowie 
dem § 72 des Personenstandsgesetzes vom 19. Februar 
2007 (BGBL.I S.122) in den jeweils geltenden Fassungen 
hat der Rat der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
21.12.2011 folgende Gebührenordnung beschlossen: 
 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 
 
Das Standesamt Detmold hat den gesetzlichen Auftrag, 
Eheschließungen und Lebenspartnerschaften im würdevol-
len Rahmen durchzuführen. Zusätzlich ist der Anspruch 
vieler Paare an die standesamtliche Trauung in der heuti-
gen Zeit gestiegen. Dieser Anspruch findet Berücksichti-
gung in dem erweiterten zeitlichen Angebot zur Durchfüh-
rung einer Eheschließung oder einer Lebenspartnerschaft. 
 

§ 2 Gebühren 
 
Für Eheschließungen/Begründung einer Lebenspartner-
schaft sind wie folgt zusätzliche Gebühren zu entrichten: 
1. Freitags von 12.00 bis 18.00 Uhr  200,00 € 
2. Samstags Von 8.00 bis 18.00 Uhr  200,00 € 
 

§ 3 Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner sind die Antragsteller. 
 

§ 4 Fälligkeit der Gebühren 
 
Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid erhoben. 
Sie sind zu entrichten bei der  Anmeldung zur Eheschlie-
ßung bzw. Lebenspartnerschaft. 
 

§ 5 Gebührenerstattung 
 
(1) Wird der Antrag auf Durchführung einer Eheschlie-

ßung bzw. Lebenspartnerschaft vorzeitig   
 aufgegeben, so besteht kein Anspruch auf Erstattung 

entrichteter Gebühren. 
 
(2) Im Voraus entrichtete Gebühren werden anteilmäßig 

erstattet, wenn die Stadt eine Durchführung 
 aus Gründen widerruft, die nicht vom Gebühren-

schuldner zu vertreten sind. 
 

§ 6 Inkrafttreten 
 
Diese Gebührenordnung tritt am 01.02.2012 in Kraft, 
gleichzeitig tritt die Gebührenordnung  vom 30.11.2009 au-
ßer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung „Gebührenordnung für besonde-
re Serviceleistungen des Standesamtes der Stadt Detmold 
vom 22.12.2011“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Detmold, den 22.12.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Gemeinde Extertal 
 
516 1. Änderungsverordnung vom 01.12.2011 zur 

Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Gebiet der Gemeinde Extertal vom 
05.08.2010 

 
Aufgrund der §§ 27 und 31 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (GV NRW S. 528) in der z. Zt. geltenden 
Fassung und der §§ 7, 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz 
vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Um-
welteinwirkungen (Landesimmissionsschutzgesetz – LIm-
schG NRW) in der Fassung vom 04. Mai 2004 (GV NRW 
S. 229), nach Zustimmung durch die Bezirksregierung in 
Detmold zu den §§ 13 bis 16 vom 28. Juli 2010, wird gem. 
Beschluss des Rates vom 06. Oktober 2011 von der Ge-
meinde Extertal als örtliche Ordnungsbehörde folgende 
Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung vom 
05.08.2010 für das Gebiet der Gemeinde Extertal erlassen: 
 

Artikel 1 
 
1. Nach § 5 wird § 5 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
 

§ 5 a 
Katzen 

 
(1) Katzenhalter/innen, die ihrer Katze Zugang ins Freie 

gewähren, haben diese zuvor von einem Tierarzt kast-
rieren und mittels Tätowierung oder Mikrochip kenn-
zeichnen zu lassen. Dies gilt nicht für weniger als 5 
Monate alte Katzen. 

 
 Als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt auch, 

wer freilaufenden Katzen regelmäßig Futter zur Verfü-
gung stellt. 

 
(2) Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag 

Ausnahmen von der Kastrationspflicht zugelassen wer-
den, sofern eine Kontrolle und Versorgung der Nach-
zucht glaubhaft dargelegt wird. Im Übrigen bleibt § 17 
unberührt. 

 
§ 2 

 
2. In § 18 Abs. 1 wird folgende Ziffer 4 a eingefügt: 
 
4 a. das Kastrations- und Kennzeichnungsgebot für frei-

laufende Katzen gem. § 5 a der Verordnung; 
 

Artikel 2 
 
Diese 1. Änderungsverordnung tritt am 01. Januar 2012 in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Änderungsverordnung zur Ordnungs-
behördlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Gemeinde 
Extertal vom 05.08.2010 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 01.12.2011 
 
Gemeinde Extertal 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Horn – Bad Meinberg 
 
517 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 

Haushaltssatzung der Stadt Horn – Bad Mein-
berg für das Haushaltsjahr 2012 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2012 samt Anlagen in der Zeit ab dem 27.12.2011 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Zim-
mer 12, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
dienstags, donnerstags und freitags 8.30 - 12.00 Uhr, mitt-
wochs 7.30- 12.30 Uhr, donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) öf-
fentlich ausliegt. Das Beratungsverfahren endet voraus-
sichtlich am 16.02.2012 mit dem Beschluss der Haushalts-
satzung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1 (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
12), zu erheben. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 12.12.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg  
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
gez. Bein 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
518 Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach 

§8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein Westfalen (KAG NRW) für straßenbau-
liche Maßnahmen der Stadt Horn – Bad Mein-
berg –Straßenbaubeitragssatzung- vom 
13.12.2011 

 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 8. Dezember 2011 aufgrund des § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 1994 S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Oktober 2011 
(GV. NRW. S. 539) und des § 8 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Okto-
ber 1969 (GV NW 1969 S. 712/SGV NW 610), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW S. 394) 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebung des Beitrages 

 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Erweite-
rung und Verbesserung von Anlagen im Bereich von öffent-
lichen Straßen, Wegen und Plätzen und als Gegenleistung 
für die durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme den Ei-
gentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen 
Grundstücke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt 
die Stadt Horn-Bad Meinberg Beiträge nach Maßgabe die-
ser Satzung.  
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Das Gleiche gilt für die aufgrund öffentlich-rechtlicher Ent-
schließung der Stadt Horn-Bad Meinberg bereitgestellten 
Straßen, Wege und Plätze. 
 

§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 
 

1. den Erwerb (einschließlich Erwerbsnebenkosten) 
und die Freilegung der für die Herstellung, Erweite-
rung und Verbesserung der Anlagen benötigten 
Grundflächen, 

 
2. den Wert der von der Stadt Horn-Bad Meinberg aus 

ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen zum Zeit-
punkt des Beginns der Maßnahme, 

 
3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der 

Fahrbahn mit Unterbau, Tragschichten und Decke 
sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefun-
gen, Böschungen und Schutz- oder Stützmauern, 

 
4. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 

 
a) Radwegen, 
b) Gehwegen, 
c) Kombinierten Geh- und Radwegen 
d) Beleuchtungseinrichtungen, 
e) Entwässerungseinrichtungen für die Oberflä-

chenentwässerung der Anlage, 
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
g) Parkflächen, 
h) unselbständige Grünanlagen (Straßenbegleit-

grün), 
i) Mischflächen, 

 
5. die Umwandlung einer Straße in einen verkehrsbe-

ruhigten Bereich im Sinne des  
§ 42 Abs. 4 a StVO, 

 
6. die Umwandlung einer Straße in eine Fußgänger-

geschäftsstraße, 
 

7. die Umwandlung einer Straße in eine sonstige Fuß-
gänger- oder Fahrradstraße. 

 
(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, 

Landes- und Kreisstraßen sind nur insoweit beitrags-
fähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien 
Strecken. 

 
(3) Nicht beitragsfähig sind die Kosten 
 

1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung 
der Straßen, Wege und Plätze. 

 
2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für 

den Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt 
sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner für Brücken, 
Tunnel und Unterführungen mit den dazugehören-
den Rampen. 

 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 
 
Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen 
Aufwendungen ermittelt. 
 
Kosten für die Herstellung von Einrichtungen, die sowohl 
der Entwässerung von Erschließungsanlagen als auch der 
Ableitung sonstiger Gewässer dienen, sind dem Aufwand 
nur insoweit zuzurechnen, als sie durch die Entwässerung 
der Erschließungsanlage bedingt sind. 
 

§ 4 
Anteil der Stadt Horn-Bad Meinberg und der Beitrags-

pflichtigen am Aufwand 
 
(1) Die Stadt Horn-Bad Meinberg trägt den Teil des Auf-

wandes, der 
 

a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die 
Allgemeinheit entfällt, 

b) bei der Verteilung des Aufwandes nach §§ 5 ff. 
auf ihre eigenen Grundstücke entfällt. 

 
Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitrags-
pflichtigen zu tragen. 

 
(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 3 und 4 anre-

chenbaren Breiten, so trägt die Stadt Horn-Bad Mein-
berg den durch die Überschreitung verursachten 
Mehraufwand allein. Bei den Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren Breiten 
der Fahrbahnen auf die Breite, die über die beitrags-
freie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht. 
 

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach 
Abs. 2 und die anrechenbaren Breiten der Anlagen 
werden wie folgt festgesetzt: 

 

bei (Straßenart) 
Anrechenbare Brei-
ten 

Anteil der 
Beitrags-
pflichtigen 

in Kern-, 
Gewerbe-  
und In-
dustrie-
gebieten 

im übri-
gen 

1. Anliegerstraßen 
   

a) Fahrbahn 8,50 m 5,50 m  65 v.H. 
b) Radweg einschl. 
 Sicherheitsstreifen 
1. Einrichtungs 
 verkehr 
2. Zweirichtungs-

verkehr 

 
 
2,40 m  
 
3,00 m  

nicht vor-
gesehen 

65 v.H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m  je 5,00 m 70 v.H. 
d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 70 v.H. 
e) Beleuchtung und  

Oberflächen- 
entwässerung 

- - 65 v.H. 

f) unselbständige  
Grünanlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 60 v.H. 
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2. Haupterschlie-
ßungsstraßen 

   

a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 45 v.H. 
b) Radweg einschl. 
 Sicherheitsstreifen 
1. Einrichtungs-

verkehr 
2. Zweirichtungs- 

verkehr 

 
 
2,40 m  
 
3,00 m  

 
 
2,00 m 
 
2,40 m  

45 v.H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 65 v.H. 
d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 65 v.H. 
e) Beleuchtung und 

Oberflächen-
entwässerung 

- - 65 v.H. 

f) unselbständige  
Grün anlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 55 v.H. 

3. Hauptverkehrs-
straßen 

   

a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 30 v.H. 
b) Radweg einschl. 
 Sicherheitsstreifen 
1. Einrichtungs- 

verkehr 
2. Zweirichtungs-    

verkehr 

 
 
2,40 m  
 
3,00 m  

 
 
2,00 m 
 
2,40 m  

30 v.H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 65 v.H. 
d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 65 v.H. 
f) Beleuchtung und 

Oberflächen-
entwässerung 

- - 55 v.H. 

g) unselbständige  
Grünanlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 60 v.H. 

4. Hauptgeschäfts-
straßen 

   

a) Fahrbahn 7,50 m 7,50 m 55 v.H. 
b) Radweg einschl. 
 Sicherheitsstreifen 
1. Einrichtungs- 

verkehr 
2. Zweirichtungs-  

verkehr 

 
 
2,40 m  
 
3,00 m  

 
 
2,00 m 
 
2,40 m  

55 v.H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 75 v.H. 
d) Gehweg je 5,00 m je 5,00 m 75 v.H. 
e) Beleuchtung und 

Oberflächenent-
wässerung  

- - 70 v.H.  

f) unselbständige  
Grünanlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 65 v.H. 

5. sonstige Fuß-
gänger- oder 
Fahrradstraßen 

 6,00 m 70 v.H. 

6. verkehrsbe-
ruhigter Bereich 

 8,50 m 65 v.H. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Soweit Anliegerstraßen nach Nr. 1 Sackgassen sind, 
beträgt der Anteil der Beitragspflichtigen einheitlich  
80 v.H. 
 
Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen feh-
len, erhöht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn 
um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden 
Parkstreifen, höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und 
soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten 
wird. 

 
(4) Bei kombinierten Geh- und Radwegen beträgt die an-

rechenbare Breite insgesamt 3,50 m. Der Anteil der 
Beitragspflichtigen ist das arithmetische Mittel zwi-
schen den Anteilssätzen für separate Geh- und Rad-
wege der jeweiligen Anlagenart. 

 
(5) Die in Abs. 3 Nr. 1 bis 6 genannten Breiten sind 

Durchschnittsbreiten. 
 
(6) Endet eine Anlage mit einer Wendeanlage, so vergrö-

ßern sich die in Absatz 3 genannten Maße für den Be-
reich der Wendeanlage um höchstens 18 m. 

 
(7) Für Fußgängergeschäftsstraßen werden die anre-

chenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen 
am Aufwand für die anrechenbaren Breiten im Einzel-
fall durch Satzung festgesetzt. 

 
(8) Im Sinne der Absätze 3 - 7 gelten als 
 

1. Anliegerstraßen: 
Straßen, die nahezu ausschließlich der Erschlie-
ßung der angrenzenden oder der durch private 
Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke 
dienen, 
 

2. Haupterschließungsstraßen: 
Straßen, die neben der Erschließung von Grund-
stücken auch dem Verkehr innerhalb von Bauge-
bieten oder innerhalb von im Zusammenhang be-
bauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Haupt-
verkehrsstraßen nach Nr. 3 sind, 
 

3. Hauptverkehrsstraßen: 
Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen 
Verkehr oder dem überörtlichen Durchgangsver-
kehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen mit  
Ausnahme der Strecken, die außerhalb von Bau-
gebieten und von im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen liegen, 
 

4. Hauptgeschäftsstraßen: 
Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstü-
cke mit Ladengeschäften oder Gaststätten im 
Erdgeschoss überwiegt, soweit es sich nicht um 
Hauptverkehrsstraßen handelt, 
 

5. Fußgängergeschäftsstraßen:  
Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten 
Breite dem Fußgängerverkehr gewidmet sind, 
auch wenn eine Nutzung für öffentlichen Perso-
nennahverkehr, Radverkehr und zeitlich begrenz-
ten Anliegerverkehr möglich ist, 
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6. verkehrsberuhigte Bereiche: 

Als Mischfläche gestaltete Straßen nach § 42 
Abs. 4 a) StVO, 
 

7. sonstige Fußgänger- oder Fahrradstraßen:  
Anliegerstraßen und Wohnwege, die in ihrer ge-
samten Breite dem Fußgänger- und/oder Fahr-
radverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung für 
den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich 
ist, 
 

(9) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten 
mit einer Seite an ein Kern-, Gewerbe- oder Industrie-
gebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges 
Baugebiet oder an einen im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil und ergeben sich dabei nach Absatz 3 unter-
schiedliche anrechenbare Breiten, so gilt für die ge-
samte Straße die größte Breite. 

 
(10) Für Anlagen oder deren Teilanlagen, bei denen die 

festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der 
Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, be-
stimmt der Rat durch Satzung im Einzelfall die anre-
chenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen.  
 

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 

(1) Der nach den §§ 2 - 4 ermittelte Aufwand wird auf die 
erschlossenen Grundstücke nach deren Flächen ver-
teilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der er-
schlossenen Grundstücke nach Art und Maß berück-
sichtigt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken innerhalb 

des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes nach 
§ 30 Abs. 1 oder 2 BauGB die Fläche, für die ein Bau-
gebiet nach §§ 2-11 BauNVO festgesetzt ist. 
 

(3) Als Grundstücksfläche gilt bei bebaubaren Grundstü-
cken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplanes und bei Grundstücken, für die ein Bebau-
ungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichba-
re Nutzung nicht festsetzt,  

 
a) soweit sie an die Anlage angrenzen, die Fläche 

zwischen der gemeinsamen Grenze des Grund-
stücks mit der Anlage und einer im Abstand von 
40 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, 
die lediglich die wegemäßige Verbindung zur An-
lage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
 

b) soweit sie nicht angrenzen oder lediglich durch ei-
ne dem Grundstück dienende Zufahrt bzw. einen 
dem Grundstück dienendem Zugang mit der An-
lage verbunden sind, die Fläche zwischen der zu 
der Anlage liegenden Gründstückseite und einer 
im Abstand von 40 m parallel zur Grenze der Er-
schließungsanlage verlaufenden Linie. Diese 
Grundstücke sind demnach so zu behandeln, als 
ob sie an die Anlage angrenzen. Grundstücksteile, 
die lediglich die wegemäßige Verbindung zur An-
lage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
 
 
 

 
Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände 
nach Satz 1 Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fällt 
die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tat-
sächlichen Nutzung.  
 

(4) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, die nicht 
baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer 
Weise nutzbar sind bzw. genutzt werden (z.B. Kir-
chengrundstücke, Friedhöfe, Sportanlagen, Camping-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten oder private Grün-
anlagen) und bei nur land- oder forstwirtschaftlich 
nutzbaren Grundstücken an Innerortsstraßen die ge-
samte Grundstücksfläche. 

(5) Bei Windkraftanlagen gilt als Grundstücksfläche die 
baurechtlich erforderliche Abstandsfläche. 

 
§ 6 

Berücksichtigung des Maßes der Nutzung 
 
(1) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes 

der Nutzung wird die Fläche vervielfacht mit  
 

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollge-
schoss, 

 
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschos-

sen, 
 

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschos-
sen, 

 
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier und fünf Voll-

geschossen, 
 

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs und mehr 
Vollgeschossen, 

 
(2) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches ei-

nes Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der Vollge-
schosse wie folgt: 

 
Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der 
höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse. 
 
Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl 
der Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 
3,5 wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder ab-
gerundet werden. 
 
Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als 
Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe ge-
teilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- 
oder abgerundet werden. 

 
Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl 
der Vollgeschosse vorhanden oder zugelassen, so ist 
diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn 
die zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässi-
ge Gebäudehöhe überschritten werden. 
 
Untergeschosse, die keine Vollgeschosse i.S.d. 
BauNVO sind, werden hinzugerechnet, wenn sie ü-
berwiegend gewerblich, industriell oder in gleichartiger 
Weise genutzt werden.  
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(3) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches 

eines Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die 
ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, 
sowie für Grundstücke, auf denen eine Bebauung nicht 
zulässig ist, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl 

der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist 
die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonder-
heit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl 
der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes ge-
teilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zah-
len auf- oder abgerundet werden. 

b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken 
aus der Zahl der auf den Grundstücken der nähe-
ren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollge-
schosse. 

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zu-
lässig ist, die aber gewerblich genutzt werden 
können, wird ein Vollgeschoss zugrundegelegt. 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder 
Stellplätze zulässig oder vorhanden sind, wird ein 
Vollgeschoss zugrundegelegt. 

 
§ 7 

Berücksichtigung der Nutzungsart 
 
Die unterschiedliche Art der Nutzung wird wie folgt berück-
sichtigt: 

 
(1) Die nach §§ 5 und 6 festgelegten Faktoren (oder Ver-

teilungseinheiten) werden mit 1,5 multipliziert 
a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan fest-

gesetzten Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten 
sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Ein-
kaufszentren und großflächige Handelsbetriebe, 
Ausstellung und Kongresse; 

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne 
Festsetzung durch Bebauungsplan oder davon 
abweichend eine Nutzung wie in den unter Buch-
stabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zu-
lässig ist; 

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buch-
staben a) und b) bezeichneten Gebiete, die ge-
werblich, industriell oder in ähnlicher Weise ge-
nutzt werden (z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwal-
tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulge-
bäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der 
Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige 
Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Be-
bauung vor, gilt die tatsächlich so genutzte Fläche 
als Geschossfläche. 

 
(2) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungs-

faktoren: 
a) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen 

oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise 
genutzt werden können (z.B. Kirchengrundstücke, 
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibä-
der, Dauerkleingärten oder private Grünanlagen), 

b) 0,5 bei nur landwirtschaftlich nutzbaren Flächen an 
einer Innerortsstraße, 

c) 0,03 bei landwirtschaftlich nutzbaren Flächen 
(Grünland, Ackerland oder Gartenland), 

d) 0,01 bei Waldflächen, 
 
 

 
e) 1,0 bei gewerblicher Nutzung ohne Bebauung (z.B. 

Bodenabbau, Gartenbau), 
f) 1,0, wenn auf ihnen Wohnbebauung vorhanden 

oder zulässig ist oder landwirtschaftliche Hofstellen 
vorhanden sind oder bei einer Nutzung als Cam-
pingplatz für eine Teilfläche, die sich rechnerisch 
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch 
die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, mit Zuschlägen 
von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss; für die Restflä-
che gelten Buchst. b) bis d), 

g) 1,5, wenn sie gewerblich genutzt und mit baulichen 
Anlagen versehen sind oder deren Errichtung zu-
lässig ist, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch 
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch 
die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, mit Zuschlägen 
von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss; für die Restflä-
che gelten Buchst. b) bis d). 

 
§ 8 

Abschnitte von Anlagen 
 
(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Anlage 

kann der Aufwand selbständig ermittelt und erhoben 
werden. 

 
(2) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf 

mehrere Straßenabschnitte, für die sich nach § 4 Abs. 
3 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unter-
schiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so 
sind die Straßenabschnitte gesondert abzurechnen. 

 
§ 9 

Kostenspaltung 
 
Der Beitrag kann selbständig und ohne Einhaltung der Rei-
henfolge erhoben werden für 
1. Grunderwerb, 
2. Freilegung, 
3. Fahrbahn, 
4. Radweg, 
5. Gehweg  
6. kombinierte Geh-/ Radwege, 
7. Parkflächen, 
8. Beleuchtung, 
9. Oberflächenentwässerung, 
10. unselbständige Grünanlagen, 
sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge 
gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist.  
 

§ 10 
Vorausleistungen und Ablösung 

 
(1) Rechtzeitig vor Abschluss der Baumaßnahme, spätes-

tens bei Benutzbarkeit der Anlage, erhebt die Stadt 
Vorausleistungen von 75 v.H. des voraussichtlichen 
Beitrags. 

 
(2) Der Straßenbaubeitrag kann vor Entstehung der Bei-

tragspflicht abgelöst werden. Der Ablösebetrag richtet 
sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maß-
gabe dieser Satzung zu ermittelnden Straßenbaubei-
trages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 
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§ 11 

Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der 

a) endgültigen Herstellung der Anlage, 
b) endgültigen Herstellung des Abschnittes gemäß 

§ 8, 
c) Beendigung der Teilmaßnahme gemäß § 9. 
 

(2) Ist die Maßnahme mit Grunderwerb verbunden, so ist 
auch Merkmal der endgültigen Herstellung, dass die 
Grundstücke in das Eigentum der Stadt übergegangen 
sind. 

 
§ 12 

Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Be-

kanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des 
Grundstückes ist. Mehrere Eigentümer eines Grund-
stückes sind Gesamtschuldner. 

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 

tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberech-
tigte. 

 
(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 

Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
§ 13 

Fälligkeit 
 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides fällig. 
 

§ 14 
Entscheidung durch den Bürgermeister 

 
Die Entscheidung über die Abrechnung eines bestimmten 
Abschnittes einer Anlage sowie über die Durchführung der 
Kostenspaltung wird dem Bürgermeister übertragen. 
 

§ 15 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträ-
gen nach§ 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) für straßenbauliche Maßnah-
men der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 16. März 1984 
i.d.F. der Änderungssatzung vom 7. Dezember 1987 außer 
Kraft. 
 

 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Beiträgen 
nach § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) für straßenbauliche 
Maßnahmen der Stadt Horn-Bad Meinberg -Straßenbau-
beitragssatzung- wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 13.12.2011 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 
 
 
 
519 Hinweis auf die Genehmigung der Satzung des 

Sparkassenzweckverbandes der Kreise Lippe 
und Paderborn und der Städte Barntrup, Det-
mold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und 
Paderborn 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat die Satzung des o.a. 
Sparkassenzweckverbandes am 29.11.2011 gemäß 
§ 10 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit – GkG – i. d. F. der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV.NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 12.05.2009 (GV.NRW. S. 298, ber. S. 326) ge-
nehmigt. Die Satzung wurde im Amtsblatt Nr. 49 für den 
Regierungsbezirk Detmold vom 05.12.2011 bekanntge-
macht.  
Auf diese Veröffentlichung wird hiermit gemäß 
§ 11 Abs. 1 Satz 2 GkG hingewiesen.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 15.12.2011 
 
 
Block 
Bürgermeister  

Kr.Bl. Lippe 27.12.2011 


